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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen

Justizvollzugsgesetzes und anderer Gesetze

Vom 17. Mai 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes

Das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz in der Fassung
vom 8. April 2014 (Nds. GVBl. S. 106), zuletzt geändert durch
Artikel 3 § 7 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds. GVBl.
S. 88), wird wie folgt geändert:

1. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Vollzugsbehörde kann der oder dem Ge-
fangenen für Lockerungen Weisungen erteilen. 2Ins-
besondere kann die oder der Gefangene angewiesen
werden,

1. sich nur an von der Vollzugsbehörde bestimmten
Orten aufzuhalten,

2. sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten, ins-
besondere nicht in der Wohnung oder am Arbeits-
platz der oder des durch ihre oder seine Straftat
Verletzten oder in einem bestimmten Umkreis
dieser Orte,

3. zu der oder dem durch ihre oder seine Straftat
Verletzten oder zu sonstigen bestimmten Perso-
nen oder Gruppen keinen Kontakt aufzunehmen,

4. keine alkoholischen Getränke oder andere berau-
schende Mittel zu sich zu nehmen und sich Al-
kohol- oder Suchtmittelkontrollen zu unterziehen,
die nicht mit einem körperlichen Eingriff ver-
bunden sind,

5. sich zu bestimmten Zeiten bei einer bestimmten
Stelle oder Person zu melden,

6. sich von einer oder einem Vollzugsbediensteten
oder einer anderen geeigneten Person begleiten
zu lassen oder

7. die für eine elektronische Überwachung ihres oder
seines Aufenthaltsortes erforderlichen technischen
Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand bei sich
zu führen und deren Funktionsfähigkeit nicht zu
beeinträchtigen.

3Bei der Erteilung von Weisungen sind die Interessen
der oder des durch eine Straftat der oder des Gefan-
genen Verletzten sowie das Schutzinteresse gefähr-
deter Dritter zu berücksichtigen.“

b) Es werden die folgenden neuen Absätze 2 bis 4 ein-
gefügt:

„(2) 1Eine Weisung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 8 ist
nur zulässig, wenn

1. die oder der Gefangene wegen einer in § 66 Abs. 3
Satz 1 des Strafgesetzbuchs (StGB) genannten
Straftat verurteilt worden ist und

2. die Weisung erforderlich ist, um die Gefangene
oder den Gefangenen davon abzuhalten, gegen
eine Weisung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2
zu verstoßen.

2Die Weisung erteilt die Anstaltsleiterin oder der An-
staltsleiter.

(3) 1Die Vollzugsbehörde erhebt und speichert bei
einer Weisung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 8 mithilfe

der von der oder dem Gefangenen mitgeführten
technischen Mittel automatisiert Daten über ihren
oder seinen Aufenthaltsort sowie über etwaige Be-
einträchtigungen der Datenerhebungen. 2Es ist sicher-
zustellen, dass innerhalb der Wohnung der oder des
Gefangenen keine über den Umstand ihrer oder seiner
Anwesenheit hinausgehenden Daten erhoben wer-
den. 3Die Daten dürfen nur verändert, genutzt oder
übermittelt werden, soweit dies 

1. zur Feststellung eines Verstoßes gegen eine Wei-
sung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2,

2. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für das
Leben oder einer gegenwärtigen erheblichen Ge-
fahr für die körperliche Unversehrtheit, die per-
sönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestim-
mung Dritter oder

3. zur Verfolgung einer in § 66 Abs. 3 Satz 1 StGB
genannten Straftat

erforderlich und die Verarbeitung verhältnismäßig ist.

(4) 1Die Verarbeitung der Daten nach Absatz 3
Satz 3 Nr. 1 hat automatisiert zu erfolgen. 2Die nach
Absatz 3 Satz 1 erhobenen Daten sind gegen unbe-
fugte Kenntnisnahme besonders zu sichern. 3Die Da-
ten sind spätestens zwei Monate nach ihrer Erhe-
bung zu löschen, soweit sie nicht für einen der in
Absatz 3 Satz 3 genannten Zwecke verarbeitet wer-
den. 4Werden innerhalb der Wohnung über den Um-
stand der Anwesenheit der oder des Gefangenen
hinausgehende Daten erhoben, so dürfen diese nicht
geändert, genutzt oder übermittelt werden und sind
unverzüglich zu löschen.“

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 5
und 6.

2. In § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a werden die Worte
„des Strafgesetzbuchs (StGB)“ durch die Angabe „StGB“
ersetzt.

  3. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Gesamtdauer beträgt mindestens zwei Stunden
im Monat; Besuche von Kindern der oder des Gefan-
genen, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, werden bis zu einer Dauer von zwei Stunden
nicht angerechnet.“

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „sollen“ durch das
Wort „können“ ersetzt.

  4. In § 26 Nr. 2 werden das Wort „oder“ durch ein Komma
ersetzt und nach dem Wort „würden“ die Worte „oder
wenn überwiegende Interessen der oder des durch eine
Straftat der oder des Gefangenen Verletzten entgegen-
stehen“ eingefügt.

  5. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Für das Verbot, die akustische Überwachung und
den Abbruch von Telefongesprächen gelten die §§ 26
und 28 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 4 entsprechend.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Tele-
kommunikation“ ein Komma sowie die Worte „ins-
besondere der Videotelefonie,“ eingefügt.

6. In § 41 Satz 3 wird nach der Angabe „des Absatzes 3“
die Angabe „Satz 1“ eingefügt.
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7. § 69 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Satz 4 eingefügt:

„4Ihr oder ihm werden Stellen und Einrichtungen
außerhalb des Justizvollzuges benannt, die ihre oder
seine berufliche und soziale Eingliederung begleiten
und fördern können.“

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

  8. § 78 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden Num-
mern 2 bis 4.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Erhebung, Speicherung, Veränderung, Nut-
zung und Übermittlung (§ 191 Abs. 2 Satz 2 Nrn. 1
bis 5) der biometrischen Daten von Fingern, Händen
und Gesicht ist mit Kenntnis der oder des Gefange-
nen zulässig, wenn sie zur Erfüllung der Aufgaben
nach Absatz 1 unerlässlich ist.“

9. § 79 erhält folgende Fassung:

„§ 79

Maßnahmen zur Identitätsfeststellung

Wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt er-
fordert, kann die oder der Gefangene verpflichtet werden,
einen Ausweis mit den in § 78 Abs. 1 und 2 genannten
Daten mit sich zu führen.“

10. Nach § 79 wird der folgende § 79 a eingefügt:

„§ 79 a

Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen

(1) 1Bestimmte Bereiche der Anstalt dürfen mit Aus-
nahme von Hafträumen und medizinischen Behand-
lungsräumen durch Bildübertragungen und -aufzeich-
nungen mittels optisch-elektronischer Einrichtungen über-
wacht werden, soweit und solange dies zur Aufrechter-
haltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfor-
derlich und verhältnismäßig ist. 2Die Beobachtung einer
oder eines bestimmten Gefangenen mittels optisch-elek-
tronischer Einrichtungen ist nur nach Maßgabe der §§ 81
und 81 a zulässig.

(2) Im Rahmen von Gefangenentransporten sind Bil-
dübertragungen mittels optisch-elektronischer Einrich-
tungen einzelner Bereiche des Transportfahrzeuges zu-
lässig, soweit dies zur Sicherung des Transportes oder
des Vollzuges erforderlich und verhältnismäßig ist und
überwiegende Interessen der betroffenen Personen nicht
entgegenstehen.

(3) Bildübertragungen und -aufzeichnungen des öf-
fentlich frei zugänglichen Raumes außerhalb der An-
stalt mittels optisch-elektronischer Einrichtungen sind
zulässig, soweit und solange dies zur Aufrechterhaltung
der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder zur Si-
cherung des Vollzuges, insbesondere um Fluchtversu-
che sowie Überwürfe von Gegenständen auf das An-
staltsgelände zu verhindern, erforderlich und verhält-
nismäßig ist und schutzwürdige Interessen der betroffe-
nen Personen nicht entgegenstehen.

(4) Den Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen
nach den Absätzen 1 bis 3 ordnet die Anstaltsleiterin oder
der Anstaltsleiter an.

(5) 1Die Überwachung mittels optisch-elektronischer
Einrichtungen ist durch geeignete Hinweise erkennbar
zu machen. 2Ein verdeckter Einsatz optisch-elektroni-
scher Einrichtungen ist unzulässig.

(6) 1Die nach den Absätzen 1 und 3 gefertigten Bild-
aufzeichnungen sind unverzüglich, spätestens aber eine
Woche nach ihrer Erhebung zu löschen. 2Die Vollzugs-
behörde hat durch verfahrensrechtliche Vorkehrungen
sicherzustellen, dass diese Frist eingehalten wird.“

11. § 80 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

12.  § 81 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt
geändert:

aa) Der einleitende Satzteil erhält folgende Fassung:

„(1) Besondere Sicherungsmaßnamen sind:“.

bb) In Nummer 2 werden die Worte „mit technischen
Hilfsmitteln“ durch die Worte „mittels optisch-
elektronischer Einrichtungen“ ersetzt.

cc) Am Ende der Nummer 5 wird das Wort „und“
durch ein Komma ersetzt.

dd) Am Ende der Nummer 6 wird der Punkt durch
das Wort „und“ ersetzt.

ee) Es wird die folgende Nummer 7 angefügt:

„7. die Befestigung mindestens der Hände und
der Füße an einem Gegenstand mittels dafür
vorgesehener Gurte oder anderer mechani-
scher Vorrichtungen (Fixierung).“

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und wie folgt
geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und darin
wird nach dem Wort „Sicherungsmaßnahme“
die Angabe „nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 6“ einge-
fügt.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Eine Fixierung darf nur angeordnet werden,
wenn, soweit und solange sie zur Abwendung
einer gegenwärtigen Gefahr von erheblichen Ge-
walttätigkeiten gegen Personen, einer gegenwär-
tigen Gefahr der Selbsttötung oder einer gegen-
wärtigen Gefahr einer erheblichen Selbstverlet-
zung unerlässlich ist.“

c) In Absatz 3 wird die Angabe „Absatz 2“ durch die
Angabe „Absatz 1“ ersetzt.

d) In Absatz 4 wird nach dem Wort „Fesselung“ die An-
gabe „nach Absatz 1 Nr. 6“ eingefügt.

13.  § 81 a Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt ge-
ändert:

Der Klammerzusatz „(§ 81 Abs. 2 Nr. 5)“ wird durch
die Worte „ohne gefährdende Gegenstände“ und die
Worte „technischen Hilfsmitteln“ werden durch die
Worte „optisch-elektronischen Einrichtungen“ ersetzt.

b) Es werden die folgenden Sätze 2 bis 4 angefügt:

„2Dabei dürfen Bildaufzeichnungen angefertigt wer-
den. 3Zur Abwehr einer Gefahr für das Leben der
oder des Gefangenen dürfen zur Beobachtung auch
optisch-elektronische Einrichtungen eingesetzt wer-
den, die die Bildübertragungen und -aufzeichnun-
gen automatisch verarbeiten. 4§ 79 a Abs. 4 bis 6 gilt
entsprechend.“

14. § 83 Sätze 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„1Eine Fesselung nach § 81 Abs. 1 Nr. 6 darf nur an den
Händen oder an den Füßen erfolgen. 2Eine von Satz 1
abweichende Art der Fesselung ist zulässig, wenn sie
für die Gefangene oder den Gefangenen weniger belas-
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tend ist oder wenn eine der in § 81 Abs. 2 Satz 1 oder
Abs. 4 genannten Gefahren nicht anders abgewendet
werden kann.“

15. § 84 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird die Angabe „nach § 81 Abs. 1
Nrn. 1 bis 6“ angefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „vorher die“
durch die Worte „vor der Anordnung eine“ und das
Wort „der“ durch das Wort „ein“ ersetzt.

16. § 85 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Ärztliche Überwachung 
bei besonderen Sicherungsmaßnahmen 

nach § 81 Abs. 1 Nrn. 5 und 6“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Eine Gefangene oder ein Gefangener, die oder
der in einem besonders gesicherten Haftraum
ohne gefährdende Gegenstände untergebracht
oder die oder der gefesselt ist, ist alsbald und in
der Folge möglichst täglich von einer Ärztin
oder einem Arzt aufzusuchen.“

bb) In Satz 2 wird der Klammerzusatz „(§ 81 Abs. 4)“
gestrichen.

c) In Absatz 2 werden die Worte „Die Ärztin oder der
Arzt“ durch die Worte „Eine Ärztin oder ein Arzt“
ersetzt.

17. Nach § 85 wird der folgende § 85 a eingefügt:

„§ 85 a

Anordnung der Fixierung, Verfahren, 
ärztliche Überwachung

(1) 1Eine Fixierung von absehbar kurzfristiger Dauer
ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an;
die Anordnung darf nur mit vorheriger Zustimmung ei-
ner Ärztin oder eines Arztes erfolgen und ist schriftlich
zu begründen. 2Bei Gefahr im Verzug ist die schriftliche
Begründung entbehrlich; sie ist unverzüglich nachzu-
holen. 3Die Fixierung darf ohne vorherige ärztliche Zu-
stimmung angeordnet werden, wenn die Ärztin oder
der Arzt nicht so rechtzeitig erreichbar ist, dass die ge-
genwärtige Gefahr einer Selbsttötung oder erheblichen
Selbstverletzung noch abgewendet werden kann; die
ärztliche Zustimmung ist unverzüglich einzuholen.

(2) 1Eine Fixierung von mindestens halbstündiger
Dauer bedarf der vorherigen richterlichen Anordnung;
den Antrag stellt die Vollzugsbehörde. 2Bei Gefahr im
Verzug kann eine Fixierung nach Satz 1 vorläufig in
entsprechender Anwendung des Absatzes 1 angeordnet
werden; die richterliche Entscheidung ist unverzüglich
zu beantragen. 3Einer richterlichen Entscheidung bedarf
es in den Fällen des Satzes 2 nicht, wenn bereits zu Be-
ginn der Fixierung abzusehen ist, dass die Entscheidung
erst nach Wegfall des Grundes der Fixierung ergehen
wird, oder die Fixierung vor Herbeiführung der richter-
lichen Entscheidung tatsächlich beendet und auch kei-
ne Wiederholung zu erwarten ist. 4Ist eine richterliche
Anordnung oder Entscheidung beantragt und die Fixie-
rung vor deren Erlangung beendet worden, so ist dies
dem Gericht unverzüglich mitzuteilen. 5Für das gericht-
liche Verfahren gelten die §§ 121 a und 121 b StVollzG.

(3) Die Anordnung einer Fixierung sowie der Beginn
und das Ende ihrer Durchführung sind jeweils unver-
züglich dem Fachministerium mitzuteilen.

(4) 1Die oder der Gefangene ist mit Beginn ihrer oder
seiner Fixierung, im Fall des Absatzes 1 Satz 3 mit Er-
teilung der Zustimmung von einer Ärztin oder einem
Arzt zu überwachen. 2Zu der oder dem Gefangenen ist

ein ständiger und unmittelbarer Sichtkontakt zu halten;
ihre oder seine Vitalfunktionen sind fortlaufend zu kon-
trollieren. 3Soweit die Ärztin oder der Arzt die Betreu-
ung der oder des Gefangenen nach Satz 2 nicht selbst
wahrnimmt, kann sie oder er die Betreuung Personen
übertragen, die für die wahrzunehmenden Aufgaben
qualifiziert sind. 4Die Fixierung ist unter Angabe der
maßgeblichen Gründe für die Anordnung, der Art und
Weise der Durchführung, der Dauer und der vorgenom-
menen ärztlichen Überwachung zu dokumentieren.

(5) Die Fixierung ist unverzüglich zu beenden, wenn
ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen.

(6) 1Nach Beendigung einer Fixierung, die nicht rich-
terlich angeordnet oder genehmigt worden ist, hat die Voll-
zugsbehörde die Gefangene oder den Gefangenen auf
ihr oder sein Recht nach § 102 hinzuweisen, die Zuläs-
sigkeit der durchgeführten Fixierung gerichtlich über-
prüfen zu lassen. 2Der Hinweis ist aktenkundig zu ma-
chen.“

18. In § 93 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „die oder der für
eine andere für den Vollzug von Freiheitsentziehungen
nach diesem Gesetz bestimmte Anstalt tätig ist,“ durch
die Worte „die oder der nicht in der Anstalt tätig ist, in
der die Freiheitsstrafe vollzogen wird,“ ersetzt.

19. § 189 Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen.

20. Im Sechsten Teil erhalten das Zweite und das Dritte Ka-
pitel folgende Fassung:

„Z w e i t e s  K a p i t e l

Datenschutz

§ 190

Anwendung datenschutzrechtlicher
Vorschriften

(1) 1Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Verar-
beitung personenbezogener Daten finden Anwendung,
wenn die Datenverarbeitung zum Zwecke der Verhütung,
Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten
oder der Strafvollstreckung, einschließlich des Schut-
zes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentli-
che Sicherheit, erfolgt; insoweit dient das Gesetz der
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden
zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung
sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates (ABl. EU Nr.
L 119 S. 89; 2018 Nr. L 127 S. 9; 2021 Nr. L 74 S. 36).
2Auf die Verarbeitung zu den Zwecken des Satzes 1 fin-
den die Vorschriften des Niedersächsischen Datenschutz-
gesetzes (NDSG) nur Anwendung, soweit in diesem Gesetz
ausdrücklich auf sie verwiesen wird.

(2) Soweit dieses Gesetz besondere Rechtsvorschriften
über die Verarbeitung personenbezogener Daten enthält,
gehen diese den Vorschriften dieses Kapitels vor.

(3) Erfolgt die Datenverarbeitung im Anwendungsbe-
reich der Datenschutz-Grundverordnung, so gelten aus-
schließlich deren Bestimmungen sowie die diese Ver-
ordnung ergänzenden Regelungen des Niedersächsischen
Datenschutzgesetzes.

§ 191

Begriffsbestimmungen

(1) 1Personenbezogene Daten im Sinne dieses Geset-
zes sind alle Informationen, die sich auf eine identifi-
zierte oder identifizierbare natürliche Person (betroffene
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Person) beziehen. 2Als identifizierbar gilt eine natürli-
che Person, deren Identität direkt oder indirekt, insbe-
sondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie
einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortda-
ten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder meh-
reren besonderen Merkmalen, die Ausdruck der phy-
sischen, physiologischen, genetischen, psychischen,
wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Wesensgleich-
heit dieser natürlichen Person sind, festgestellt werden
kann.

(2) 1Datenverarbeitung ist die Erhebung, Speicherung,
Veränderung, Nutzung, Übermittlung, Einschränkung
der Verarbeitung und Löschung personenbezogener Da-
ten mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren. 2Im
Einzelnen bezeichnet

1. ‚Erhebung‘ das Erfassen, Abfragen, Auslesen und
sonstige Beschaffen von Daten,

2. ‚Speicherung‘ das Aufbewahren von Daten zur spä-
teren Verwendung, 

3. ‚Veränderung‘ das inhaltliche Umgestalten von Daten,

4. ‚Nutzung‘ jedes sonstige Verwenden von Daten ein-
schließlich der Herstellung eines die Inhalte der ein-
zelnen Daten unverändert lassenden neuen Zusam-
menhangs zwischen Daten (Kombination), 

5. ‚Übermittlung‘ das Bekanntgeben oder sonstige Be-
reitstellen von Daten an Dritte,

6. ‚Einschränkung der Verarbeitung‘ das Kennzeichnen
gespeicherter Daten mit dem Ziel, ihre weitere Ver-
arbeitung nur noch zu bestimmten Zwecken zu ge-
statten, 

7. ‚Löschung‘ das Vernichten und Unkenntlichmachen
von Daten. 

(3) Im Übrigen bezeichnet

1. ‚besondere Kategorien personenbezogener Daten‘

a) Daten, aus denen die rassische oder ethnische
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder
weltanschauliche Überzeugungen oder die Ge-
werkschaftszugehörigkeit hervorgehen,

b) genetische Daten,

c) biometrische Daten zur eindeutigen Identifizie-
rung einer natürlichen Person,

d) Gesundheitsdaten und

e) Daten zum Sexualleben und zur sexuellen Ori-
entierung;

  2. ‚genetische Daten‘ personenbezogene Daten zu den
ererbten oder erworbenen genetischen Eigenschaf-
ten einer betroffenen Person, die eindeutige Infor-
mationen über die Physiologie oder die Gesundheit
dieser Person liefern und insbesondere aus der
Analyse einer biologischen Probe dieser Person ge-
wonnen wurden,

  3. ‚biometrische Daten‘ mit speziellen technischen
Verfahren gewonnene personenbezogene Daten zu
den physischen, physiologischen oder verhaltens-
typischen Merkmalen einer betroffenen Person, die
die eindeutige Identifizierung dieser Person ermög-
lichen oder bestätigen, wie Gesichtsbilder oder
daktyloskopische Daten,

  4. ‚Gesundheitsdaten‘ personenbezogene Daten, die sich
auf die körperliche oder geistige Gesundheit einer
betroffenen Person, einschließlich der Erbringung
von Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und
aus denen Informationen über deren Gesundheits-
zustand hervorgehen,

  5. ‚unrichtige Daten‘ mit den tatsächlichen Gegeben-
heiten nicht oder nicht mehr übereinstimmende
Daten,

  6. ‚unvollständige Daten‘ das Gesamtbild nicht um-
fänglich abbildende Daten, 

  7. ‚Anonymisierung‘ das Verändern personenbezoge-
ner Daten derart, dass diese nicht mehr oder nur
mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an
Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer betroffenen Per-
son zugeordnet werden können, 

  8. ‚Pseudonymisierung‘ das Verändern personenbezo-
gener Daten in einer Weise, dass diese ohne das
Hinzuziehen zusätzlicher Informationen nicht mehr
einer betroffenen Person zugeordnet werden kön-
nen, wobei die zusätzlichen Informationen geson-
dert aufbewahrt werden und technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen unterliegen müssen,
die gewährleisten, dass die personenbezogenen Daten
nicht einer betroffenen Person zugewiesen werden,

9. ‚Profiling‘ jede Art der automatisierten Verarbei-
tung personenbezogener Daten, die darin besteht,
dass diese personenbezogenen Daten verwendet
werden, um bestimmte persönliche Aspekte, die
sich auf eine natürliche Person beziehen, zu bewer-
ten, insbesondere um Aspekte bezüglich der Ar-
beitsleistung, der wirtschaftlichen Lage, der Gesund-
heit, der persönlichen Vorlieben, der Interessen,
der Zuverlässigkeit, des Verhaltens sowie des Auf-
enthaltsorts oder Ortswechsel dieser natürlichen
Person zu analysieren oder vorherzusagen,

10. ‚Dateisystem‘ jede strukturierte Sammlung perso-
nenbezogener Daten, die nach bestimmten Kriterien
zugänglich sind, unabhängig davon, ob diese Samm-
lung zentral, dezentral oder nach funktionalen oder
geografischen Gesichtspunkten geordnet geführt
wird und ob die Daten in Papierform oder in elek-
tronischer Form vorgehalten werden, 

11. ‚Verantwortlicher‘ die zuständige Behörde, die allein
oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke und
Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten entscheidet,

12. ‚Auftragsverarbeiter‘ eine natürliche oder juristische
Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die
personenbezogene Daten im Auftrag des Verant-
wortlichen verarbeitet,

13. ‚Empfänger‘ eine natürliche oder juristische Person,
Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, der perso-
nenbezogene Daten übermittelt werden, unabhängig
davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt
oder nicht; Behörden, die im Rahmen eines bestimm-
ten Untersuchungsauftrags nach dem Unionsrecht
oder anderen Rechtsvorschriften personenbezoge-
ne Daten erhalten, gelten nicht als Empfänger; die
Verarbeitung dieser Daten durch die genannten Be-
hörden erfolgt im Einklang mit den geltenden Da-
tenschutzvorschriften gemäß den Zwecken der Ver-
arbeitung,

14. ‚öffentliche Stellen‘ Behörden, Organe der Rechts-
pflege und andere öffentlich-rechtlich organisierte
Einrichtungen 

a) des Bundes, der bundesunmittelbaren Körper-
schaften, der Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts sowie deren Vereinigungen unge-
achtet ihrer Rechtsform,

b) eines Landes, einer Gemeinde, eines Gemeinde-
verbandes oder sonstiger der Aufsicht des Lan-
des unterstehender juristischer Personen des
öffentlichen Rechts sowie deren Vereinigungen
ungeachtet ihrer Rechtsform,

c) eines Mitgliedstaates der Europäischen Union

sowie die durch die Europäische Konvention zur
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe und durch
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das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen
Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe legitimierten
Stellen,

15. ‚nicht öffentliche Stellen‘ natürliche und juristische
Personen, Gesellschaften und andere Personenver-
einigungen des privaten Rechts, soweit sie nicht
unter die Nummer 14 fallen; nimmt eine nicht öf-
fentliche Stelle hoheitliche Aufgaben der öffentli-
chen Verwaltung wahr, ist sie insoweit öffentliche
Stelle im Sinne dieses Gesetzes.

§ 192

Grundsätze der Datenverarbeitung

(1) Die Vollzugsbehörde als Verantwortlicher schützt
das Recht jeder natürlichen Person, grundsätzlich selbst
über die Preisgabe und Verwendung ihrer personenbe-
zogenen Daten zu bestimmen.

(2) 1Die Datenverarbeitung ist an dem Ziel auszurich-
ten, so wenige personenbezogene Daten wie möglich zu
verarbeiten. 2Sobald und soweit es mit dem Verarbei-
tungszweck vereinbar ist, ist vorrangig eine Anonymi-
sierung, ansonsten eine Pseudonymisierung der gespei-
cherten personenbezogenen Daten vorzunehmen; die
Pflicht zur Löschung bleibt unberührt.

(3) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ist
so weit wie möglich danach zu unterscheiden, ob diese
auf Tatsachen oder auf persönlichen Einschätzungen
beruhen.

(4) Für die Verarbeitung besonderer Kategorien perso-
nenbezogener Daten gilt § 25 Abs. 3 NDSG.

(5) Für eine ausschließlich auf einer automatisierten
Verarbeitung personenbezogener Daten beruhenden Ent-
scheidung gilt § 29 NDSG.

§ 193

Datenerhebung

(1) Personenbezogene Daten dürfen erhoben werden,
soweit deren Kenntnis für die Vollzugsbehörde zur Er-
füllung der ihr nach diesem Gesetz oder aufgrund die-
ses Gesetzes obliegenden Aufgaben erforderlich und
verhältnismäßig ist. 

(2) Personenbezogene Daten sind bei der betroffenen
Person mit ihrer Kenntnis zu erheben. 

(3) Die Datenerhebung über Gefangene bei Dritten ist
zulässig, wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend
voraussetzt,

2. Angaben der betroffenen Person überprüft werden
müssen, 

3. die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen ent-
nommen werden können, soweit nicht schutzwürdige
Interessen der betroffenen Person entgegenstehen,
oder

4. es zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder die
persönliche Freiheit, zur Erreichung der Vollzugs-
ziele nach § 5 oder zur Abwehr einer drohenden Ge-
fahr für die Sicherheit der Anstalt erforderlich ist.

(4) Personenbezogene Daten über Personen, die nicht
Gefangene sind, dürfen bei Gefangenen oder sonstigen
Dritten nur erhoben werden, wenn sie für die Errei-
chung der Vollzugsziele nach § 5, die Sicherheit der
Anstalt oder die Sicherung des Vollzuges einer Frei-
heitsentziehung unerlässlich sind und die Erhebung
schutzwürdige Interessen der betroffenen Personen
nicht beeinträchtigt.

§ 194

Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

(1) 1Die Speicherung, Veränderung und Nutzung per-
sonenbezogener Daten ist zulässig, soweit und solange
es zur Aufgabenerfüllung der Vollzugsbehörde erforder-
lich und verhältnismäßig ist und wenn die Daten zu
diesem Zweck erhoben worden sind. 2Erlangt die Voll-
zugsbehörde rechtmäßig Kenntnis von personenbezoge-
nen Daten, ohne sie erhoben zu haben, so darf sie die
Daten nur zu den Zwecken speichern, verändern oder
nutzen, zu denen sie sie hätte erheben dürfen. 3Die
Zweckbestimmung ist bei der Speicherung festzulegen.

(2) Die Speicherung, Veränderung und Nutzung für
andere Zwecke ist zulässig, wenn die Daten auch für die
geänderten Zwecke nach diesem Gesetz hätten erhoben
werden dürfen.

(3) Eine Speicherung, Veränderung und Nutzung für
andere Zwecke liegt nicht vor, wenn die personenbezo-
genen Daten zur Durchführung vollzugsbehördliche
Maßnahmen betreffender Verfahren des gerichtlichen
Rechtsschutzes oder zur Wahrnehmung von Aufsichts-
und Kontrollbefugnissen, zur Rechnungsprüfung oder
zur Durchführung von Organisationsuntersuchungen
gespeichert, verändert oder genutzt werden. 

§ 195

Datenübermittlung

(1) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten an
öffentliche und nicht öffentliche Stellen ist zulässig, so-
weit dies zur Aufgabenerfüllung der Vollzugsbehörde oder
zu Zwecken der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung
oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung,
einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von
Gefahren für die öffentliche Sicherheit erforderlich und
verhältnismäßig ist. 2Besondere Kategorien personenbe-
zogener Daten dürfen an öffentliche Stellen nur über-
mittelt werden, soweit dies zur Abwehr von erheb-
lichen Gefahren für Leib oder Leben der oder des Gefan-
genen oder Dritter erforderlich ist. 3An nicht öffentliche
Stellen dürfen diese Daten nur übermittelt werden, so-
weit dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren für
Leib oder Leben der oder des Gefangenen oder Dritter
unerlässlich ist. 4Für die Übermittlung an nicht öffentli-
che Stellen gilt im Übrigen § 30 Abs. 1 NDSG.

(2) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an
Drittländer und internationale Organisationen gelten
die §§ 46 bis 49 NDSG.

(3) 1Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung trägt die übermittelnde Stelle. 2Erfolgt die
Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen Stelle, so
trägt diese abweichend von § 191 Abs. 3 Nr. 11 die Ver-
antwortung. 3In diesem Fall prüft die übermittelnde Stelle
nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der
Aufgaben der empfangenden Stelle liegt, es sei denn,
dass besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der
Übermittlung besteht.

(4) 1Für die Gewährleistung des Datenschutzes bei
Übermittlungen und sonstiger Bereitstellung gilt § 32
Abs. 1, 2, 4 und 5 NDSG. 2Hat die Vollzugsbehörde per-
sonenbezogene Daten nach § 197 Abs. 1 Nr. 1 gelöscht,
nach § 198 Abs. 1 in der Verarbeitung eingeschränkt
oder nach § 199 berichtigt, so hat sie dies Empfängern,
denen sie diese Daten übermittelt hat, unverzüglich mit-
zuteilen. 3Der Empfänger hat diese Daten zu löschen, in
ihrer Verarbeitung einzuschränken oder zu berichtigen.
4Empfänger, die dem Anwendungsbereich dieses Geset-
zes nicht unterliegen, sind zur Löschung, Einschrän-
kung der Verarbeitung oder Berichtigung aufzufordern.
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§ 196

Zweckbindung

(1) 1Die übermittelten personenbezogenen Daten dür-
fen nur zu dem Zweck verarbeitet werden, zu dessen
Erfüllung sie übermittelt worden sind. 2Öffentliche Stel-
len dürfen die Daten für andere Zwecke verarbeiten,
wenn sie ihr auch für diese Zwecke hätten übermittelt
werden dürfen. 3Die Vollzugsbehörde hat nicht öffentli-
che Stellen zu verpflichten, die Bindung an den Über-
mittlungszweck einzuhalten.

(2) Unterliegt der Empfänger nicht dem Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes, so ist die Übermittlung nur zu-
lässig, wenn nach den für ihn geltenden Bestimmungen
die Einhaltung der in Absatz 1 Sätze 1 und 2 geregelten
Zweckbindung in vergleichbarer Weise gewährleistet
ist.

§ 197

Löschung

(1) Personenbezogene Daten sind unverzüglich zu lö-
schen, wenn

1. ihre Verarbeitung unzulässig ist, 

2. ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllung der Voll-
zugsbehörde nicht mehr erforderlich ist oder 

3. sie zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der
die Vollzugsbehörde unterliegt, gelöscht werden müs-
sen.

(2) 1Die Erforderlichkeit der weiteren Speicherung
personenbezogener Daten ist in angemessener Frist, die
zwei Jahre nicht überschreiten darf, zu überprüfen. 2Die
Frist beginnt hinsichtlich personenbezogener Daten über
Gefangene mit der Entlassung oder Verlegung der oder
des Gefangenen, in sonstigen Fällen mit der Erhebung
der personenbezogenen Daten. 

(3) 1Personenbezogene Daten über die Gefangene oder
den Gefangenen sind spätestens fünf Jahre nach der
letzten Entlassung der oder des Gefangenen zu löschen.
2Wird bei einer zur Bewährung ausgesetzten Reststrafe
die Dauer der Bewährungszeit durch Beschluss eines
Gerichts über die in Satz 1 genannte Frist hinaus ver-
längert, so tritt an die Stelle dieser Frist der Ablauf der
Bewährungszeit. 3Personenbezogene Daten über Perso-
nen, die nicht Gefangene sind, sind spätestens mit der
Entlassung der oder des Gefangenen zu löschen, im Zu-
sammenhang mit der oder dem die Daten gespeichert
worden sind.

(4) Die Vollzugsbehörde hat durch verfahrensrechtli-
che Vorkehrungen sicherzustellen, dass die Fristen der
Absätze 2 und 3 eingehalten werden.

(5) Soweit die Vollzugsbehörde im Vollzug der Unter-
suchungshaft von einer nicht nur vorläufigen Einstel-
lung des Verfahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung
der Eröffnung des Hauptverfahrens oder einem rechts-
kräftigen Freispruch Kenntnis erlangt, hat sie die perso-
nenbezogenen Daten über die Gefangene oder den Ge-
fangenen unverzüglich zu löschen.

§ 198

Einschränkung der Verarbeitung

(1) Anstatt die personenbezogenen Daten zu löschen,
hat die Vollzugsbehörde deren Verarbeitung einzuschrän-
ken, wenn

1. Grund zu der Annahme besteht, dass die Löschung
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person be-
einträchtigen würde, oder 

2. die Daten zu Beweiszwecken in behördlichen oder
gerichtlichen Verfahren, die der Verhütung, Ermitt-

lung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten und
Ordnungswidrigkeiten oder der Strafvollstreckung,
einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, dienen,
weiter gespeichert werden müssen.

(2) 1Die Vollzugsbehörde hat in angemessener Frist,
die zwei Jahre nicht überschreiten darf, zu überprüfen,
ob der Zweck, der der Löschung der Daten entgegen-
stand, fortbesteht. 2Die Frist zur Überprüfung beginnt
mit dem Zeitpunkt der Einschränkung der Verarbeitung.
3Die Vollzugsbehörde hat durch verfahrensrechtliche
Vorkehrungen sicherzustellen, dass die Frist nach Satz 1
eingehalten wird.

(3) 1In ihrer Verarbeitung nach Absatz 1 einge-
schränkte Daten dürfen nur zu dem Zweck, der ihrer
Löschung entgegenstand, verarbeitet werden. 2Die Ein-
schränkung der Verarbeitung endet, wenn die oder der
Gefangene erneut zum Vollzug einer der in § 1 genann-
ten freiheitsentziehenden Maßnahmen aufgenommen
wird.

(4) 1In der Verarbeitung eingeschränkte personenbe-
zogene Daten sind als solche zu kennzeichnen. 2Bei au-
tomatisierten Dateisystemen ist technisch sicherzustel-
len, dass eine Einschränkung der Verarbeitung eindeu-
tig erkennbar ist und eine Verarbeitung entgegen Absatz 3
Satz 1 nicht möglich ist. 

§ 199

Behandlung unrichtiger Daten

1Die Vollzugsbehörde hat unrichtige Daten unverzüg-
lich zu berichtigen. 2Sofern eine Berichtigung nicht
möglich ist, sind die Daten zu löschen. 3Bei Aussagen
oder persönlichen Einschätzungen betrifft die Frage der
Richtigkeit nicht deren Inhalt, sondern lediglich die
Tatsache, dass diese Aussage oder Einschätzung abge-
geben worden ist. 4Wenn die Richtigkeit oder Unrichtig-
keit der Daten nicht festgestellt werden kann, hat eine
Einschränkung der Verarbeitung zu erfolgen. 5Eine Ver-
arbeitung dieser Daten ist unzulässig; § 198 Abs. 4 gilt
entsprechend. 6Die Vollzugsbehörde hat die betroffene
Person zu unterrichten, bevor sie die Einschränkung
wieder aufhebt.

§ 200

Schutz besonderer Daten

(1) 1Besondere Kategorien personenbezogener Daten
sowie personenbezogene Daten, die anlässlich der Über-
wachung des Besuchs, des Schriftwechsels, der Tele-
kommunikation oder des Paketverkehrs erhoben wer-
den, dürfen in der Anstalt nicht allgemein bekannt ge-
geben werden. 2Andere personenbezogene Daten über
die Gefangene oder den Gefangenen dürfen innerhalb
der Anstalt allgemein bekanntgegeben werden, soweit
dies für ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt
erforderlich ist und Bestimmungen dieses Gesetzes
nicht entgegenstehen.

(2) 1Die in § 203 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 6 StGB genann-
ten Personen unterliegen auch gegenüber der Vollzugs-
behörde der Schweigepflicht über personenbezogene
Daten, die ihnen von einer oder einem Gefangenen als
Geheimnis anvertraut worden oder über eine Gefangene
oder einen Gefangenen sonst bekannt geworden sind.
2Dies gilt nicht, soweit die Kenntnis der Daten zur Ab-
wehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben der
oder des Gefangenen oder Dritter erforderlich ist; in die-
sen Fällen haben sie sich gegenüber der Anstaltsleiterin
oder dem Anstaltsleiter oder einer oder einem von ihr
oder ihm beauftragten Justizvollzugsbediensteten zu of-
fenbaren. 3In Bezug auf personenbezogene Daten beson-



Nds. GVBl. Nr. 18/2022, ausgegeben am 27. 5. 2022

342

derer Kategorien besteht eine Offenbarungspflicht nach
Satz 2 nur, soweit die Kenntnis der Daten zur Erreichung
der dort genannten Zwecke unerlässlich ist. 4Sonstige
Offenbarungspflichten und -befugnisse bleiben unbe-
rührt. 5Die oder der Gefangene ist bei der Aufnahme in
die Anstalt über die nach den Sätzen 2 und 3 bestehen-
den Offenbarungspflichten in schriftlicher Form zu unter-
richten. 

(3) 1Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dürfen nur
für den Zweck, für den sie offenbart wurden, verarbeitet
werden. 2Für einen anderen Zweck dürfen sie nur ver-
arbeitet werden, wenn die Voraussetzungen für die Of-
fenbarung auch für diesen Zweck vorgelegen hätten.

(4) Sofern Ärztinnen, Ärzte, Psychologinnen oder
Psychologen außerhalb des Vollzuges mit der Untersu-
chung oder Behandlung von Gefangenen beauftragt
werden, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe entsprechend,
dass die beauftragte Person auch zur Unterrichtung der
in der Anstalt für die entsprechende Untersuchung oder
Behandlung zuständigen Person befugt ist.

§ 201

Technischer und organisatorischer 
Schutz der Daten 

(1) Die oder der einzelne Justizvollzugsbedienstete
darf personenbezogene Daten nur zur Erfüllung der ihr
oder ihm im Rahmen der Geschäftsverteilung obliegen-
den Aufgaben nach Maßgabe der Vorschriften dieses
Gesetzes verarbeiten.

(2) ¹Über jede Gefangene und jeden Gefangenen sind
die zugehörigen personenbezogenen Daten jeweils in ei-
nem Dateisystem zu sammeln. ²Von der Anstaltsärztin
oder dem Anstaltsarzt über die Gefangene oder den Ge-
fangenen erhobene oder ihr oder ihm sonst bekannt ge-
wordene Gesundheitsdaten sind in einem von dem Da-
teisystem nach Satz 1 getrennten Dateisystem zu sam-
meln. ³Die personenbezogenen Daten, die 

1. Berufspsychologinnen und Berufspsychologen mit
staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlus-
sprüfung oder

2. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen und Sozi-
alarbeitern oder staatlich anerkannten Sozialpädago-
ginnen und Sozialpädagogen 

im Rahmen einer Therapie von der oder dem Gefange-
nen anvertraut worden sind oder die ihnen sonst be-
kannt geworden sind, sind in einem weiteren getrenn-
ten Dateisystem zu sammeln.

(3) 1Die Vollzugsbehörde hat die nach diesem Gesetz
erhobenen personenbezogenen Daten durch technische
und organisatorische Maßnahmen nach Maßgabe der §§ 34
bis 36 und 38 bis 45 NDSG zu schützen und zu si-
chern. 2§ 45 Abs. 3 Satz 2 Nr. 9 NDSG gilt mit der
Maßgabe, dass an die Stelle der Pflichten des Verant-
wortlichen nach den §§ 25, 27 und 28 NDSG die
Pflichten der Vollzugsbehörde nach den §§ 192 und 197
dieses Gesetzes treten.

§ 202

Erteilung allgemeiner Informationen 
zur Datenverarbeitung

Die Vollzugsbehörde hat der oder dem Gefangenen
und anderen betroffenen Personen Informationen in all-
gemeiner und verständlicher Form zur Verfügung zu
stellen über 

1. die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten
verarbeitet werden,

2. die im Hinblick auf die Verarbeitung ihrer personen-
bezogenen Daten bestehenden Rechte der betroffe-

nen Personen auf Auskunft, Berichtigung, Löschung
und Einschränkung der Verarbeitung,

3. den Namen und die Kontaktdaten der Vollzugsbe-
hörde und die Kontaktdaten der oder des jeweils zu-
gehörigen behördlichen Datenschutzbeauftragten und

4. das Recht, die Landesbeauftragte oder den Landes-
beauftragten für den Datenschutz anzurufen, sowie
deren oder dessen Kontaktdaten.

§ 203

Benachrichtigung bei Datenverarbeitung
ohne Kenntnis der betroffenen Person

(1) 1Die Vollzugsbehörde hat die betroffene Person
über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung
personenbezogener Daten oder eine Übermittlung von
Daten zu Zwecken, zu denen sie nicht erhoben worden
sind, unter Angabe dieser Daten zu benachrichtigen.
2Diese Benachrichtigung enthält neben den in § 202 ge-
nannten Angaben die folgenden weiteren Angaben:

1. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung,

2. die für die Daten geltenden Löschfristen oder, falls dies
nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung
dieser Dauer, 

3. die Empfänger der personenbezogenen Daten und

4. erforderlichenfalls weitere Informationen.

(2) 1In den Fällen des Absatzes 1 kann die Vollzugs-
behörde die Benachrichtigung aufschieben, einschrän-
ken oder unterlassen, soweit und solange diese

1. die Erfüllung der Vollzugsziele nach § 5,

2. Verfahren zum Zweck der Verhütung, der Ermittlung,
der Aufdeckung oder der Verfolgung von Straftaten
oder Ordnungswidrigkeiten oder der Strafvollstreckung,

3. die öffentliche oder nationale Sicherheit oder

4. die Rechte einer anderen Person 

gefährden würde und das Interesse an der Vermeidung
dieser Gefahren das Informationsinteresse der betroffe-
nen Person überwiegt. 2Die Gründe für die Entschei-
dung nach Satz 1 sind zu dokumentieren.

(3) 1Bezieht sich die Benachrichtigung auf die Über-
mittlung personenbezogener Daten an die Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes und der Länder, den Bun-
desnachrichtendienst, den Militärischen Abschirmdienst
und, soweit die Sicherheit des Bundes berührt wird, an-
dere Behörden des Bundesministeriums der Verteidi-
gung, so ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen
zulässig. 2Satz 1 gilt entsprechend für Benachrichtigun-
gen über Daten, die der Vollzugsbehörde von einer der
in Satz 1 genannten Behörden übermittelt worden sind.

(4) In den Fällen des Absatzes 2 gilt § 204 Abs. 4 und 5
entsprechend.

§ 204

Auskunft

(1) Die Vollzugsbehörde hat betroffenen Personen auf
Antrag Auskunft zu erteilen über

1. die personenbezogenen Daten, die Gegenstand der
Verarbeitung sind, und die Kategorie, zu der sie ge-
hören,

2. die verfügbaren Informationen über die Herkunft der
Daten,

3. die Zwecke der Verarbeitung und deren Rechtsgrund-
lage,

4. die Empfänger oder die Kategorien von Empfängern,
gegenüber denen die Daten offengelegt worden sind,
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5. die für die Daten geltenden Löschfristen oder, falls
dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festle-
gung dieser Dauer,

6. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Lö-
schung oder Einschränkung der Verarbeitung der
Daten durch die Vollzugsbehörden,

7. das Recht, die Landesbeauftragte oder den Landes-
beauftragten für den Datenschutz anzurufen, sowie

8. die Kontaktdaten der oder des Landesbeauftragten
für den Datenschutz.

(2) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene Daten,
die ausschließlich zu Zwecken der Datensicherung oder
der Datenschutzkontrolle verarbeitet werden, wenn
eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeignete
technische und organisatorische Maßnahmen ausge-
schlossen ist und die Auskunftserteilung einen unver-
hältnismäßig großen Aufwand erfordern würde.

(3) Von der Auskunftserteilung ist abzusehen, wenn
die betroffene Person keine Angaben macht, die das
Auffinden der Daten ermöglichen, und deshalb der für
die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand au-
ßer Verhältnis zu dem von der betroffenen Person gel-
tend gemachten Informationsinteresse steht. 

(4) Die Vollzugsbehörde kann unter den Vorausset-
zungen des § 203 Abs. 2 und 3 die Auskunft aufschie-
ben, einschränken oder unterlassen.

(5) 1Die Vollzugsbehörde hat die betroffene Person
über das Absehen von oder die Einschränkung einer
Auskunft unverzüglich schriftlich zu unterrichten.
2Dies gilt nicht, wenn bereits die Erteilung dieser Infor-
mationen zu einer Gefährdung im Sinne des § 203
Abs. 2 führen würde oder eine der in § 203 Abs. 3 ge-
nannten Stellen nicht zugestimmt hat. 3Die Unterrich-
tung nach Satz 1 ist zu begründen, es sei denn, dass die
Mitteilung der Gründe den mit dem Absehen von oder
der Einschränkung der Auskunft verfolgten Zweck ge-
fährden würde.

(6) 1Wird die betroffene Person nach Absatz 5 über
das Absehen von der Auskunft oder deren Einschrän-
kung unterrichtet, so kann sie ihr Auskunftsrecht auch
über die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz ausüben. 2Die Vollzugsbehörde
hat die betroffene Person über diese Möglichkeit sowie
darüber zu unterrichten, dass sie die Landesbeauftragte
oder den Landesbeauftragten für den Datenschutz anru-
fen oder gerichtlichen Rechtsschutz suchen kann.
3Macht die betroffene Person von ihrem Recht nach
Satz 1 Gebrauch, ist die Auskunft auf ihr Verlangen der
oder dem Landesbeauftragten für den Datenschutz zu
erteilen. 4Die oder der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz hat die betroffene Person darüber zu unterrich-
ten, dass alle erforderlichen Prüfungen erfolgt sind oder
eine Überprüfung durch sie oder ihn stattgefunden hat.
5Diese Mitteilung kann die Information enthalten, ob
datenschutzrechtliche Verstöße festgestellt wurden, darf
jedoch keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der
Vollzugsbehörde zulassen, soweit diese keiner weiterge-
henden Auskunft zustimmt. 6Die Vollzugsbehörde darf
die Zustimmung nur soweit und solange verweigern,
wie sie nach Absatz 4 von der Erteilung einer Auskunft
absehen oder diese einschränken kann. 7Die oder der
Landesbeauftragte für den Datenschutz unterrichtet die
betroffene Person über ihr Recht auf gerichtlichen
Rechtsschutz.

(7) 1Die Auskunft kann auch durch die Gewährung
von Einsicht oder die Aushändigung von Kopien oder
Ausdrucken erteilt werden. 2Dabei ist das Interesse der
oder des Gefangenen und der anderen betroffenen Per-

son an einer bestimmten Form der Auskunftserteilung
zu berücksichtigen.

(8) Die Vollzugsbehörde dokumentiert die Gründe für
Entscheidungen nach den Absätzen 3 und 4.

§ 205

Rechte auf Berichtigung und Löschung 
sowie Einschränkung der Verarbeitung

(1) 1Die betroffene Person hat das Recht, die unver-
zügliche Berichtigung sie betreffender unrichtiger Daten
von der Vollzugsbehörde zu verlangen. 2Für die Berich-
tigung gilt § 199. 3Die betroffene Person kann zudem die
Vervollständigung unvollständiger personenbezogener
Daten verlangen, wenn dies unter Berücksichtigung der
Verarbeitungszwecke angemessen ist.

(2) 1Die betroffene Person hat das Recht, die unver-
zügliche Löschung sie betreffender Daten von der Voll-
zugsbehörde zu verlangen, wenn die Voraussetzungen
des § 197 Abs. 1 vorliegen. 2Unter den Voraussetzungen
des § 198 Abs. 1 hat die Vollzugsbehörde statt der Lö-
schung der Daten deren Verarbeitung einzuschränken;
§ 198 Abs. 2 und 3 findet Anwendung.

(3) 1Die Vollzugsbehörde hat die betroffene Person
über ein Absehen von der Berichtigung oder Löschung
nach den Absätzen 1 und 2 oder über die an die Stelle
der Berichtigung oder Löschung tretende Einschrän-
kung der Verarbeitung schriftlich zu unterrichten. 2Dies
gilt nicht, wenn bereits die Erteilung dieser Informatio-
nen zu einer Gefährdung im Sinne des § 203 Abs. 2 füh-
ren würde oder eine der in § 203 Abs. 3 genannten
Stellen nicht zugestimmt hat. 3Die Unterrichtung nach
Satz 1 ist zu begründen, es sei denn, dass die Mitteilung
der Gründe den mit dem Absehen von der Unterrich-
tung verfolgten Zweck gefährden würde. 4§ 204 Abs. 6
und 8 gilt entsprechend.

§ 206

Verfahren über die Ausübung der Rechte 
der betroffenen Person

(1) 1Die Vollzugsbehörde hat mit betroffenen Personen
unter Verwendung einer klaren und einfachen Sprache
in präziser, verständlicher und leicht zugänglicher Form
zu kommunizieren. 2Unbeschadet besonderer Formvor-
schriften soll sie bei der Beantwortung von Anträgen
grundsätzlich die für den Antrag gewählte Form ver-
wenden.

(2) Bei Eingang von Anträgen zur Ausübung der Be-
troffenenrechte hat die Vollzugsbehörde die betroffene
Person unverzüglich schriftlich darüber in Kenntnis zu
setzen, wie mit dem Antrag verfahren wird.

(3) 1Informationen nach § 202, Benachrichtigungen
nach speziellen Rechtsvorschriften und nach § 42 NDSG
sowie die Bearbeitung von Anträgen nach den §§ 204
und 205 erfolgen für die betroffene Person unentgelt-
lich. 2Bei offenkundig unbegründeten oder exzessiven
Anträgen der betroffenen Person nach den §§ 204 und 205
kann die Vollzugsbehörde entweder eine angemessene
Gebühr auf der Grundlage des Verwaltungsaufwands
verlangen oder sich weigern, aufgrund des Antrags tätig
zu werden. 3In diesem Fall trägt die Vollzugsbehörde
die Beweislast für den offenkundig unbegründeten oder
exzessiven Charakter des Antrags.

(4) Hat die Vollzugsbehörde begründete Zweifel an
der Identität der betroffenen Person, die die Anträge nach
§ 204 oder 205 gestellt hat, so kann sie bei der betroffe-
nen Person zusätzliche Informationen oder Nachweise
anfordern, die zur Bestätigung ihrer Identität erforder-
lich sind.
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§ 207

Ergänzende Anwendung 
des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes

(1) Für die sonstigen Rechte der betroffenen Person
gelten die §§ 54 bis 56 NDSG.

(2) Für die Aufgaben und Befugnisse der Aufsichtsbe-
hörde und Datenschutzbeauftragten gelten die §§ 57 und
58 NDSG.

(3) Für Ordnungswidrigkeiten und Straftaten gelten
die §§ 59 und 60 NDSG.

D r i t t e s  K a p i t e l

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 208

Übergangsbestimmungen

Bis für die einzelnen Vollzugsarten eine Verordnung
über die Vergütungsstufen sowie die Bemessung des Ar-
beitsentgeltes, der Ausbildungsbeihilfe und des Taschen-
geldes in Kraft tritt, gelten die die jeweilige Vollzugsart
betreffenden Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes über
die Bemessung des Arbeitsentgeltes und der Ausbildungs-
beihilfe sowie die Strafvollzugsvergütungsordnung vom
11. Januar 1977 (BGBl. I S. 57), geändert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2894),
in der jeweils geltenden Fassung fort.

§ 209

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus Ar-
tikel 2 Abs. 2 Sätze 1 und 2 (körperliche Unversehrtheit
und Freiheit der Person), Artikel 6 Abs. 3 (Elternrecht)
und Artikel 10 Abs. 1 (Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnis) des Grundgesetzes eingeschränkt.“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes

Das Niedersächsische Sicherungsverwahrungsvollzugsge-
setz vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 566), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 § 8 des Gesetzes vom 20. Mai 2019
(Nds. GVBl. S. 88), wird wie folgt geändert:

  1. In § 9 Abs. 2 Satz 2 werden das Komma und die Worte
„die jeweils sechs Monate nicht übersteigen sollen“ ge-
strichen.

  2. § 16 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird das Wort „Monat“ durch das Wort
„Quartal“ ersetzt.

b) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt:

„3Ausführungen dienen insbesondere dem Erhalt der
Lebenstüchtigkeit der oder des Sicherungsverwahr-
ten, der Förderung ihrer oder seiner Mitwirkung an
Maßnahmen nach § 4 Abs. 1 und 2 oder der Vorbe-
reitung vollzugsöffnender Maßnahmen nach Ab-
satz 2.“

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

  3. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Vollzugsbehörde kann der oder dem Si-
cherungsverwahrten für vollzugsöffnende Maß-
nahmen nach den §§ 16 und 17 Weisungen er-
teilen, soweit dies erforderlich ist, um die Voll-

zugsziele nach § 2 Abs. 1 und 2 zu erreichen
oder um sicherzustellen, dass die Voraussetzun-
gen für die Anordnung der Maßnahme erfüllt
werden.“

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Insbesondere kann die oder der Sicherungs-
verwahrte angewiesen werden,

1. sich nur an von der Vollzugsbehörde be-
stimmten Orten aufzuhalten,

2. sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten,
insbesondere nicht in der Wohnung oder am
Arbeitsplatz der oder des durch ihre oder
seine Straftat Verletzten oder in einem be-
stimmten Umkreis dieser Orte,

3. zu der oder dem durch ihre oder seine Straf-
tat Verletzten oder zu sonstigen bestimmten
Personen oder Gruppen keinen Kontakt auf-
zunehmen,

4. keine alkoholischen Getränke oder andere
berauschende Mittel zu sich zu nehmen und
sich Alkohol- oder Suchtmittelkontrollen zu
unterziehen, die nicht mit einem körperli-
chen Eingriff verbunden sind,

5. sich zu bestimmten Zeiten bei einer be-
stimmten Stelle oder Person zu melden,

6. die für eine elektronische Überwachung ih-
res oder seines Aufenthaltsortes erforderli-
chen technischen Mittel ständig in betriebs-
bereitem Zustand bei sich zu führen und de-
ren Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchti-
gen.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) 1Eine Weisung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 7 ist
nur zulässig, wenn sie erforderlich ist, um die Siche-
rungsverwahrte oder den Sicherungsverwahrten da-
von abzuhalten, gegen eine Weisung nach Absatz 1
Satz 2 Nr. 1 oder 2 zu verstoßen. 2Die Weisung er-
teilt die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt
geändert:

Nach dem Wort „Verletzten“ werden die Worte „sowie
das Schutzinteresse gefährdeter Dritter“ eingefügt.

d) Es werden die folgenden neuen Absätze 4 und 5 ein-
gefügt:

„(4) 1Die Vollzugsbehörde erhebt und speichert bei
einer Weisung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 mithilfe
der von der oder dem Sicherungsverwahrten mitge-
führten technischen Mittel automatisiert Daten über
ihren oder seinen Aufenthaltsort sowie über etwaige
Beeinträchtigungen der Datenerhebungen. 2Es ist si-
cherzustellen, dass innerhalb der Wohnung der oder
des Sicherungsverwahrten keine über den Umstand
ihrer oder seiner Anwesenheit hinausgehenden Da-
ten erhoben werden. 3Die Daten dürfen nur geän-
dert, genutzt oder übermittelt werden, soweit dies 

1. zur Feststellung eines Verstoßes gegen eine Wei-
sung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2,

2. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für das
Leben oder einer gegenwärtigen erheblichen Ge-
fahr für die körperliche Unversehrtheit, die per-
sönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestim-
mung Dritter oder

3. zur Verfolgung einer in § 66 Abs. 3 Satz 1 des
Strafgesetzbuchs (StGB) genannten Straftat

erforderlich und die Verarbeitung verhältnismäßig ist.
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(5) 1Die Verarbeitung der Daten nach Absatz 4
Satz 3 Nr. 1 hat automatisiert zu erfolgen. 2Die nach
Absatz 4 Satz 1 erhobenen Daten sind gegen unbe-
fugte Kenntnisnahme besonders zu sichern. 3Die Da-
ten sind spätestens zwei Monate nach ihrer Er-
hebung zu löschen, soweit sie nicht für einen der in
Absatz 4 Satz 3 genannten Zwecke verarbeitet wer-
den. 4Werden innerhalb der Wohnung über den Um-
stand der Anwesenheit der oder des Sicherungs-
verwahrten hinausgehende Daten erhoben, so dür-
fen diese nicht geändert, genutzt oder übermittelt
werden und sind unverzüglich zu löschen.“

e) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 6
und 7.

  4. § 25 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Zu diesen Kosten erhält sie oder er monatlich im Vor-
aus einen zweckgebundenen Zuschuss mindestens in
Höhe der ersparten Sachaufwendungen.“

  5. In § 28 Nr. 2 werden nach dem Wort „würden“ die Worte
„oder wenn überwiegende Interessen der oder des durch
eine Straftat der oder des Sicherungsverwahrten Ver-
letzten entgegenstehen“ eingefügt.

  6. § 45 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) 1Das Taschengeld wird zu Beginn des Monats
im Voraus gewährt. 2Gehen der oder dem Sicherungs-
verwahrten im laufenden Monat Gelder zu, so wer-
den diese bis zur Höhe des gewährten Taschen-
geldes einbehalten.“

7. In § 69 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „des Strafgesetz-
buchs (StGB)“ durch die Angabe „StGB“ ersetzt.

  8. Dem § 70 Abs. 2 wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Ihr oder ihm werden Stellen und Einrichtungen au-
ßerhalb des Justizvollzugs benannt, die ihre oder seine
berufliche und soziale Eingliederung begleiten und för-
dern können.“

  9. § 82 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden Num-
mern 2 bis 4.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Erhebung, Speicherung, Veränderung, Nut-
zung und Übermittlung (§ 192 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1
bis 5 NJVollzG) der biometrischen Daten von Fin-
gern, Händen und Gesicht ist mit Kenntnis der oder
des Sicherungsverwahrten zulässig, wenn sie zur Er-
füllung der Aufgaben nach Absatz 1 unerlässlich ist.“

10. § 83 erhält folgende Fassung:

„§ 83 

Maßnahmen zur Identitätsfeststellung

Wenn es die Sicherheit der Anstalt erfordert, kann
die oder der Gefangene verpflichtet werden, einen Aus-
weis mit den in § 82 Abs. 1 und 2 genannten Daten mit
sich zu führen.“

11. Nach § 83 wird der folgende § 83 a eingefügt:

„§ 83 a

Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen

(1) 1Bestimmte Bereiche der Anstalt dürfen mit Aus-
nahme von Hafträumen und medizinischen Behand-
lungsräumen durch Bildübertragungen und -aufzeich-

nungen mittels optisch-elektronischer Einrichtungen
überwacht werden, soweit und solange dies zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit der Anstalt erforderlich
und verhältnismäßig ist. 2Die Beobachtung einer oder
eines bestimmten Sicherungsverwahrten mittels optisch-
elektronischer Einrichtungen ist nur nach Maßgabe der
§§ 81 und 81 a zulässig.

(2) Im Rahmen von Transporten der Sicherungsver-
wahrten sind Bildübertragungen mittels optisch-elek-
tronischer Einrichtungen einzelner Bereiche des Trans-
portfahrzeuges zulässig, soweit dies zur Sicherung des
Transportes oder des Vollzuges erforderlich und ver-
hältnismäßig ist und überwiegende Interessen der be-
troffenen Personen nicht entgegenstehen.

(3) Bildübertragungen und -aufzeichnungen des öf-
fentlich frei zugänglichen Raumes außerhalb der Anstalt
mittels optisch-elektronischer Einrichtungen sind zu-
lässig, soweit und solange dies zur Aufrechterhaltung
der Sicherheit der Anstalt oder zur Sicherung des Voll-
zuges, insbesondere um Fluchtversuche sowie Über-
würfe von Gegenständen auf das Anstaltsgelände zu
verhindern, erforderlich und verhältnismäßig ist und
schutzwürdige Interessen der betroffenen Personen nicht
entgegenstehen.

(4) Den Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen
nach den Absätzen 1 bis 3 ordnet die Anstaltsleiterin
oder der Anstaltsleiter an.

(5) 1Die Überwachung mittels optisch-elektronischer
Einrichtungen ist durch geeignete Hinweise erkennbar
zu machen. 2Ein verdeckter Einsatz optisch-elektroni-
scher Einrichtungen ist unzulässig.

(6) 1Die nach den Absätzen 1 und 3 gefertigten Bild-
aufzeichnungen sind unverzüglich, spätestens aber eine
Woche nach ihrer Erhebung zu löschen. 2Die Vollzugs-
behörde hat durch verfahrensrechtliche Vorkehrungen
sicherzustellen, dass diese Frist eingehalten wird.“

12. § 84 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

13.  § 86 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt
geändert:

aa) Der einleitende Satzteil erhält folgende Fassung:

„(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind:“.

bb) In Nummer 3 werden die Worte „mit techni-
schen Hilfsmitteln“ durch die Worte „mittels
optisch-elektronischer Einrichtungen“ ersetzt.

cc) Am Ende der Nummer 5 wird das Wort „und“
durch ein Komma ersetzt.

dd) Am Ende der Nummer 6 wird der Punkt durch
das Wort „und“ ersetzt.

ee) Es wird die folgende Nummer 7 angefügt:

„7. die Befestigung mindestens der Hände und
der Füße an einem Gegenstand mittels dafür
vorgesehener Gurte oder anderer mechani-
scher Vorrichtungen (Fixierung).“

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und wie folgt
geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und darin
wird nach dem Wort „Sicherungsmaßnahme“ die
Angabe „nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 6“ eingefügt.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Eine Fixierung darf nur angeordnet werden,
wenn, soweit und solange sie zur Abwendung
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einer gegenwärtigen Gefahr von erheblichen Ge-
walttätigkeiten gegen Personen, einer gegenwär-
tigen Gefahr der Selbsttötung oder einer gegen-
wärtigen Gefahr einer erheblichen Selbstverlet-
zung unerlässlich ist.“

c) In Absatz 3 wird die Angabe „Absatz 2“ durch die
Angabe „Absatz 1“ ersetzt.

d) Absatz 5 wird gestrichen.

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und darin wird
nach dem Wort „Fesselung“ die Angabe „nach Ab-
satz 1 Nr. 6“ eingefügt.

14. § 86 a Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt ge-
ändert:

Die Worte „technischen Hilfsmitteln“ werden durch
die Worte „optisch-elektronischen Einrichtungen“ er-
setzt.

b) Es werden die folgenden Sätze 2 bis 4 angefügt:

„2Dabei dürfen Bildaufzeichnungen angefertigt wer-
den. 3Zur Abwehr einer Gefahr für das Leben der
oder des Sicherungsverwahrten dürfen zur Beobach-
tung auch optisch-elektronische Einrichtungen ein-
gesetzt werden, die die Bildaufzeichnungen automa-
tisch verarbeiten. 4§ 83 a Abs. 4 bis 6 gilt entsprechend.“

15. Nach § 86 a wird der folgende § 86 b eingefügt:

„§ 86 b

Fesselung

1Eine Fesselung nach § 86 Abs. 1 Nr. 6 darf nur an
den Händen oder an den Füßen erfolgen. 2Eine von Satz 1
abweichende Art der Fesselung ist zulässig, wenn sie
für die Sicherungsverwahrte oder den Sicherungsver-
wahrten weniger belastend ist oder wenn eine der in § 86
Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 5 genannten Gefahren nicht an-
ders abgewendet werden kann. 3Die Fesselung wird zeit-
weise gelockert, soweit dies notwendig ist.“

16. Die Überschrift des § 87 erhält folgende Fassung:

„Vollzug der besonderen Sicherungsmaßnahmen 
nach § 86 Abs. 1 Nrn. 4 und 5“.

17. § 88 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird die Angabe „nach § 86 Abs. 1
Nrn. 1 bis 6“ angefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „vorher die“
durch die Worte „vor der Anordnung eine“ und das
Wort „der“ durch das Wort „einer“ ersetzt.

c) In den Absätzen 5 bis 7 wird jeweils die Angabe
„Abs. 2“ durch die Angabe „Abs. 1“ ersetzt.

18. § 89 erhält folgende Fassung:

„§ 89

Ärztliche Überwachung bei besonderen 
Sicherungsmaßnahmen nach 

§ 86 Abs. 1 Nrn. 5 und 6

(1) 1Eine Sicherungsverwahrte oder ein Sicherungs-
verwahrter, die oder der in einem besonders gesicherten
Raum ohne gefährdende Gegenstände untergebracht oder
die oder der gefesselt ist, ist alsbald und in der Folge
möglichst täglich von einer Ärztin oder einem Arzt auf-
zusuchen. 2Dies gilt nicht bei einer Fesselung während
einer Ausführung, Vorführung oder eines Transportes.
3Bei einer Absonderung von anderen Sicherungsver-
wahrten ist die oder der Sicherungsverwahrte alsbald
und in der Folge möglichst wöchentlich von einer Ärz-
tin oder einem Arzt aufzusuchen.

(2) Eine Ärztin oder ein Arzt ist regelmäßig zu hören,
solange der oder dem Sicherungsverwahrten nach § 64
Satz 2 der tägliche Aufenthalt im Freien nicht ermög-
licht wird.“

19. Nach § 89 wird der folgende § 89 a eingefügt:

„§ 89 a

Anordnung der Fixierung, Verfahren, 
ärztliche Überwachung

(1) 1Eine Fixierung von absehbar kurzfristiger Dauer
ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an;
die Anordnung darf nur mit vorheriger Zustimmung ei-
ner Ärztin oder eines Arztes erfolgen und ist schriftlich
zu begründen. 2Bei Gefahr im Verzug ist die schriftliche
Begründung entbehrlich; sie ist unverzüglich nachzu-
holen. 3Die Fixierung darf ohne vorherige ärztliche Zu-
stimmung angeordnet werden, wenn die Ärztin oder
der Arzt nicht so rechtzeitig erreichbar ist, dass die ge-
genwärtige Gefahr einer Selbsttötung oder erheblichen
Selbstverletzung noch abgewendet werden kann; die
ärztliche Zustimmung ist unverzüglich einzuholen.

(2) 1Eine Fixierung von mindestens halbstündiger
Dauer bedarf der vorherigen richterlichen Anordnung;
den Antrag stellt die Vollzugsbehörde. 2Bei Gefahr im
Verzug kann eine Fixierung nach Satz 1 vorläufig in
entsprechender Anwendung des Absatzes 1 angeordnet
werden; die richterliche Entscheidung ist unverzüglich
zu beantragen. 3Einer richterlichen Entscheidung bedarf
es in den Fällen des Satzes 2 nicht, wenn bereits zu Be-
ginn der Fixierung abzusehen ist, dass die Entschei-
dung erst nach Wegfall des Grundes der Fixierung
ergehen wird, oder die Fixierung vor Herbeiführung der
richterlichen Entscheidung tatsächlich beendet und
auch keine Wiederholung zu erwarten ist. 4Ist eine rich-
terliche Anordnung oder Entscheidung beantragt und die
Fixierung vor deren Erlangung beendet worden, so ist
dies dem Gericht unverzüglich mitzuteilen. 5Für das ge-
richtliche Verfahren gelten die §§ 121 a und 121 b StVollzG.

(3) Die Anordnung einer Fixierung sowie der Beginn
und das Ende ihrer Durchführung sind jeweils unver-
züglich dem Fachministerium mitzuteilen.

(4) 1Die oder der Sicherungsverwahrte ist mit Beginn
ihrer oder seiner Fixierung, im Fall des Absatzes 1 Satz 3
mit Erteilung der Zustimmung von einer Ärztin oder ei-
nem Arzt zu überwachen. 2Zu der Sicherungsverwahr-
ten oder dem Sicherungsverwahrten ist ein ständiger
und unmittelbarer Sichtkontakt zu halten; ihre oder seine
Vitalfunktionen sind fortlaufend zu kontrollieren. 3So-
weit die Ärztin oder der Arzt die Betreuung der oder des
Sicherungsverwahrten nach Satz 2 nicht selbst wahr-
nimmt, kann sie oder er die Betreuung Personen über-
tragen, die für die wahrzunehmenden Aufgaben qua-
lifiziert sind. 4Die Fixierung ist unter Angabe der maß-
geblichen Gründe für die Anordnung, der Art und Weise
der Durchführung, der Dauer und der vorgenommenen
ärztlichen Überwachung zu dokumentieren.

(5) Die Fixierung ist unverzüglich zu beenden, wenn
ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen.

(6) 1Nach Beendigung einer Fixierung, die nicht rich-
terlich angeordnet oder genehmigt worden ist, hat die
Vollzugsbehörde die Sicherungsverwahrte oder den Si-
cherungsverwahrten auf ihr oder sein Recht nach § 106
hinzuweisen, die Zulässigkeit der durchgeführten Fi-
xierung gerichtlich überprüfen zu lassen. 2Der Hinweis
ist aktenkundig zu machen.“

20. In § 97 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „die oder der für
eine andere für den Vollzug von Freiheitsentziehungen
nach diesem Gesetz bestimmte Anstalt tätig ist,“ durch
die Worte „die oder der nicht in der Anstalt tätig ist, in
der die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung
vollzogen wird,“ ersetzt.
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21. § 123 Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen.

22. In § 124 wird die Angabe „§§ 190 bis 200“ durch die An-
gabe „§§ 190 bis 207“ ersetzt.

23. § 125 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen 
Jugendarrestvollzugsgesetzes

Das Niedersächsische Jugendarrestvollzugsgesetz vom
17. Februar 2016 (Nds. GVBl. S. 38, 75), geändert durch Ar-
tikel 3 § 9 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds. GVBl. S. 88),
wird wie folgt geändert:

1. Nach § 42 wird der folgende § 42 a eingefügt:

„§ 42 a

Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen

(1) 1Bestimmte Bereiche der Anstalt dürfen mit Aus-
nahme von Hafträumen und medizinischen Behandlungs-
räumen durch Bildübertragungen und -aufzeichnungen
mittels optisch-elektronischer Einrichtungen überwacht
werden, soweit und solange dies zur Aufrechterhaltung
der Sicherheit der Anstalt erforderlich und verhältnismä-
ßig ist. 2Die Beobachtung einer bestimmten Arrestantin
oder eines bestimmten Arrestanten mittels optisch-elek-
tronischer Einrichtungen ist nur nach Maßgabe der §§ 81
und 81 a zulässig.

(2) Bildübertragungen und -aufzeichnungen des öffent-
lich frei zugänglichen Raumes außerhalb der Anstalt mit-
tels optisch-elektronischer Einrichtungen sind zulässig,
soweit und solange dies zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit der Anstalt oder zur Sicherung des Vollzuges, insbe-
sondere um Fluchtversuche sowie Überwürfe von Ge-
genständen auf das Anstaltsgelände zu verhindern, erfor-
derlich und verhältnismäßig ist und schutzwürdige In-
teressen der betroffenen Personen nicht entgegenstehen.

(3) Den Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen
nach den Absätzen 1 und 2 ordnet die Anstaltsleiterin
oder der Anstaltsleiter an.

(4) 1Die Überwachung mittels optisch-elektronischer
Einrichtungen ist durch geeignete Hinweise erkennbar zu
machen. 2Ein verdeckter Einsatz optisch-elektronischer
Einrichtungen ist unzulässig.

(5) 1Die nach den Absätzen 1 und 2 gefertigten Bildauf-
zeichnungen sind unverzüglich, spätestens aber eine Woche
nach ihrer Erhebung zu löschen. 2Die Vollzugsbehörde
hat durch verfahrensrechtliche Vorkehrungen sicherzu-
stellen, dass diese Frist eingehalten wird.“

2. § 43 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Eine Fixierung der Arrestantin oder des Arres-
tanten durch die Befestigung mindestens der Hände
und der Füße an einem Gegenstand mittels dafür
vorgesehener Gurte oder anderer mechanischer
Vorrichtungen ist unzulässig.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b) Absatz 4 Sätze 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„1Eine Fesselung darf nur an den Händen oder an den
Füßen erfolgen. 2Eine von Satz 1 abweichende Art der
Fesselung ist zulässig, wenn sie für die Arrestantin
oder den Arrestanten weniger belastend ist oder wenn
eine der in den Absätzen 1 und 3 genannten Gefahren
nicht anders abgewendet werden kann.“

3. § 43 a Abs. 1 wird wie folgt geändert

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt ge-
ändert:

Die Worte „technischen Hilfsmitteln“ werden durch die
Worte „optisch-elektronischen Einrichtungen“ und der
Klammerzusatz „(§ 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3)“ durch die
Worte „ohne gefährdende Gegenstände“ ersetzt.

b) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Dabei dürfen Bildaufzeichnungen angefertigt werden.
3§ 42 a Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend.“

4. In § 45 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „vorher die“ durch
die Worte „vor der Anordnung eine“ und das Wort „der“
durch das Wort „einer“ ersetzt.

5. § 46 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „die Ärztin oder
der Arzt“ durch die Worte „eine Ärztin oder ein Arzt“
ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte „Die Ärztin oder der
Arzt“ durch die Worte „Eine Ärztin oder ein Arzt“ er-
setzt.

6. § 76 Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen.

7. In § 80 wird die Angabe „§§ 190 bis 200“ durch die An-
gabe „§§ 190 bis 207“ ersetzt.

Artikel 4

Neubekanntmachung

Das Fachministerium wird ermächtigt, das Niedersächsi-
sche Justizvollzugsgesetz, das Niedersächsische Sicherungs-
verwahrungsvollzugsgesetz und das Niedersächsische Jugend-
arrestvollzugsgesetz jeweils in der nunmehr geltenden Fas-
sung mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei Un-
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2022 in Kraft.

Hannover, den 17. Mai 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Erwachsenenbildungsgesetzes

Vom 17. Mai 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Erwachsenenbildungsgesetz vom
17. Dezember 1999 (Nds. GVBl. S. 430), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 10. Juni 2021 (Nds. GVBl. S. 366), wird wie folgt
geändert:

1. In § 3 Abs. 1 werden die bisherigen Sätze 4 und 5 durch
den folgenden neuen Satz 4 ersetzt:

„4Die Finanzhilfeberechtigung hat auch dann Bestand,
wenn im Jahr 2020, 2021 oder 2022 wegen der Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie der Mindestleistungs-
umfang nicht erbracht werden konnte.“

2. In § 5 Abs. 3 werden die bisherigen Sätze 3 und 4 durch
den folgenden neuen Satz 3 ersetzt:

„3Bei der Berechnung der Leistungsförderung für die
Zeiträume 2023 bis 2025 und 2026 bis 2028 treten jeweils
die in den Jahren 2017 bis 2019 durchschnittlich geleis-
teten Unterrichtsstunden an die Stelle der in den Jahren
2020, 2021 und 2022 geleisteten Unterrichtsstunden.“

3. In § 6 Abs. 5 wird die Angabe „Abs. 3 Sätze 2 bis 4“ durch
die Angabe „Abs. 3 Sätze 2 und 3“ ersetzt.

4. In § 7 Abs. 4 wird die Angabe „Abs. 3 Sätze 2 bis 4“ durch
die Angabe „Abs. 3 Sätze 2 und 3“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 17. Mai 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über Schulen für Gesundheitsfachberufe und 
Einrichtungen für die praktische Ausbildung

Vom 18. Mai 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Gesetz über Schulen für Gesundheits-
fachberufe und Einrichtungen für die praktische Ausbildung
vom 22. November 2016 (Nds. GVBl. S. 250), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Dezember 2020
(Nds. GVBl. S. 496), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 8 wird das Wort „oder“ durch
ein Komma ersetzt.

b) Nummer 9 erhält folgende Fassung:

„9. zur Medizinischen Technologin und zum Medi-
zinischen Technologen,“.

c) Es werden die folgenden Nummern 10 und 11 angefügt:

„10. zur Anästhesietechnischen Assistentin und zum
Anästhesietechnischen Assistenten oder

11. zur Operationstechnischen Assistentin und zum
Operationstechnischen Assistenten,“.

2. Dem § 8 wird der folgende Absatz 6 angefügt:

„(6) Auf eine am 31. Dezember 2022 bestehende Schule,
die zur technischen Assistentin in der Medizin und zum
technischen Assistenten in der Medizin ausbildet, sind
die Vorschriften dieses Gesetzes und der aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Verordnung in der bis zum 31. De-
zember 2022 geltenden Fassung bis längstens zum
31. Dezember 2026 weiter anzuwenden.“

Artikel 2

1Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 1 Nr. 1 Buchst. b
und Nr. 2 am 1. Januar 2023 in Kraft.

Hannover, den 18. Mai 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zu dem Staatsvertrag zwischen

der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen
im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer 

Garantiefonds für die Landwirtschaft 
und Europäischer Landwirtschaftsfonds 

für die Entwicklung des ländlichen Raums
sowie nationaler Fördermaßnahmen

Vom 18. Mai 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 1./15. Februar 2022 unterzeichneten Staats-
vertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem
Land Niedersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds Euro-
päischer Garantiefonds für die Landwirtschaft und Europä-
ischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raums sowie nationaler Fördermaßnahmen wird zu-
gestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 18 Abs. 1
mit Wirkung vom 1. Februar 2022 in Kraft.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 18. Mai 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l



Nds. GVBl. Nr. 18/2022, ausgegeben am 27. 5. 2022

351

Staatsvertrag
zwischen der Freien Hansestadt Bremen

und dem Land Niedersachsen 
im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer 

Garantiefonds für die Landwirtschaft 
und Europäischer Landwirtschaftsfonds 

für die Entwicklung des ländlichen Raums 
sowie nationaler Fördermaßnahmen

Die Freie Hansestadt Bremen,

vertreten durch die Senatorin für Klimaschutz, 
Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und 

Wohnungsbau, 

und das Land Niedersachsen, 

vertreten durch den Ministerpräsidenten, 

dieser vertreten durch die Niedersächsische 
Landwirtschaftsministerin, 

schließen vorbehaltlich der Zustimmung 
der verfassungsmäßig berufenen Organe 

nachfolgenden Staatsvertrag:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Präambel

E r s t e r  A b s c h n i t t

Übertragung von Zuständigkeiten 
im Bereich der beiden EU-Fonds EGFL 

und ELER sowie nationaler Fördermaßnahmen

Artikel   1 Aufgabenübertragung von Bremen auf Niedersachsen
Artikel   2 EU-Zahlstelle, Zuständige Behörde und Verwaltungsbe-

hörde
Artikel   3 Finanzkorrekturen der EU (Anlastungen) 
Artikel   4 Verpflichtungen im Bereich des ELER 
Artikel   5 Kontrollen zur Einhaltung von Cross Compliance, der

Grundanforderungen an die Betriebsführung und der
Standards für die Erhaltung von Flächen in einem gu-
ten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand 

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Regelungen

Artikel   6 Delegation innerhalb des Landes Niedersachsen
Artikel   7 Amtshandlungen 
Artikel   8 Recht, Vertretung und Verfahren
Artikel   9 Länderübergreifende Zusammenarbeit
Artikel 10 Datenschutz
Artikel 11 Haushalt
Artikel 12 Finanzkontrolle
Artikel 13 Verwaltungsvereinbarung zum Staatsvertrag
Artikel 14 Fortentwicklung des Staatsvertrages
Artikel 15 Regelung für Altfälle 
Artikel 16 Finanzieller Ausgleich

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschriften

Artikel 17 Geltungsdauer, Kündigung und salvatorische Klausel
Artikel 18 Inkrafttreten

Präambel

Die Freie Hansestadt Bremen und das Land Niedersachsen
arbeiten seit Jahren in der Agrarförderung eng zusammen
und schlossen erstmals mit Datum vom 9./13. Juni 2006 ei-
nen Staatsvertrag über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der Planung und Durchführung der Maßnahmen des Euro-
päischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und
des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung
des ländlichen Raums (ELER). Sie bilden auf dem Gebiet der
Förderung des ländlichen Raums eine Region mit engen Ver-
flechtungen. So bewirtschaften viele landwirtschaftliche Be-
triebe Flächen in beiden Ländern. Diese Verflechtung hat dazu
geführt, dass einhergehend mit den in der Verordnung (EU)
Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften über Direktzahlun-
gen an landwirtschaftliche Betriebe im Rahmen von durch
Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik vorge-
gebenen Anforderungen beide Länder fördertechnisch eine
Region sind.

Im Hinblick auf die künftig ebenfalls erfolgende Aufgaben-
übernahme des Landes Niedersachsens auf dem Gebiet der
Planung und Durchführung der Maßnahmen des Europä-
ischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und des
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raums (ELER) für die Freie und Hansestadt
Hamburg und den Abschluss eines entsprechenden Staats-
vertrags mit der Freien und Hansestadt Hamburg sind Ände-
rungen und Anpassungen des bestehenden Staatsvertrages
mit der Freien Hansestadt Bremen erforderlich geworden.

Zudem ist den gestiegenen Anforderungen der Europä-
ischen Union an die Verwaltungs- und Kontrollsysteme Rech-
nung zu tragen. Die Vereinbarungen des bestehenden Staats-
vertrages, zuletzt geändert durch Anpassung und Aktualisie-
rung vom 9./30. Juli 2018, sind an diese gestiegenen Anfor-
derungen anzupassen. Mit dem Ziel, durch die Bündelung
von Aufgaben

— die regionalen Verflechtungen weiterzuentwickeln,

— das Leistungsangebot für den ländlichen Raum und ins-
besondere für die Betriebe in der gesamten Region weiter
zu verbessern und

— den Vollzug für die Verwaltungen in beiden Ländern ef-
fektiver zu gestalten, 

kommen die Bundesländer Bremen und Niedersachsen über-
ein, den nachfolgenden Staatsvertrag über die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Planung und Durchführung der
Maßnahmen des Europäischen Garantiefonds für die Land-
wirtschaft (EGFL) und des Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) zu
schließen.

Sie schaffen hierdurch auch die Voraussetzungen, um den
Anforderungen der Europäischen Kommission an das Inte-
grierte Verwaltungs- und Kontrollsystem für die Zukunft zu
entsprechen. Zu diesem Zweck soll das Land Niedersachsen
für die Freie Hansestadt Bremen die Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Planung und Durchführung der Förderpro-
gramme im Rahmen der EU-Fonds EGFL und ELER auch
weiterhin übernehmen.

Mit Blick auf die zukünftige Zusammenarbeit des Landes
Niedersachsen sowohl mit der Freien Hansestadt Bremen als
auch mit der Freien und Hansestadt Hamburg ist für die
Laufzeit der EU-Förderperiode 2028-2034 der Abschluss ei-
nes gemeinsamen, trilateralen, Staatsvertrages geplant.

E r s t e r  A b s c h n i t t

Übertragung von Zuständigkeiten im Bereich 
der beiden EU-Fonds EGFL und ELER 
sowie nationaler Fördermaßnahmen

Artikel 1

Aufgabenübertragung von Bremen auf Niedersachsen

(1) Die Freie Hansestadt Bremen überträgt dem Land Nie-
dersachsen alle Aufgaben im Zusammenhang mit der Pla-
nung und Durchführung der Förderprogramme im Rahmen
der EU-Fonds EGFL und ELER. Diese Aufgabenübertragung
umfasst auch 



Nds. GVBl. Nr. 18/2022, ausgegeben am 27. 5. 2022

352

1. die Planung und Durchführung von Sonderstützungs-
maßnahmen und 

2. De-minimis-Beihilfen. 

Ferner überträgt die Freie Hansestadt Bremen dem Land
Niedersachsen die Planung und Durchführung folgender na-
tionaler Fördermaßnahmen: 

1. Erschwernisausgleich Grünland,  

2. Gesundheit und Robustheit landwirtschaftlicher Nutztiere,

3. Fördermaßnahmen gemäß der Richtlinie über die Ge-
währung von Zuwendungen zur Verbesserung der Erzeu-
gungs- und Vermarktungsbedingungen für Bienenzucht-
erzeugnisse und Förderung der Bienenzucht und -haltung
(Förderrichtlinie Bienenzuchterzeugnisse),

4. Weideprämie — Gewährung von Zuwendungen für die
Weidehaltung von Rindern.

Weitere nationale Fördermaßnahmen können durch Verwal-
tungsvereinbarung gemäß Artikel 13 übertragen werden.
Den in Bezug auf die übertragenen Aufgaben erlassenen EU-
Verordnungen in der jeweils gültigen Fassung, Leitlinien
und Arbeitspapieren der EU-Kommission sowie nationalen
Vorschriften einschließlich Verwaltungsvorschriften ist da-
bei ebenso Rechnung zu tragen wie etwaigen Programmen,
die sich auf weitere Förderperioden beziehen.

(2) Für die Durchführung der Maßnahmen auf der Grund-
lage der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem-
ber 2013 über die Finanzierung, die Verwaltung und das
Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik, der Verord-
nung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der
ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums
(ELER), der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftli-
che Erzeugnisse und der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem-
ber 2013 mit Vorschriften über Direktzahlungen an land-
wirtschaftliche Betriebe im Rahmen von Stützungsregelun-
gen der Gemeinsamen Agrarpolitik und für Nachfolgever-
ordnungen gilt Absatz 1.

(3) Die Programmplanung und -durchführung im Rahmen
des EU-Fonds ELER für die EU-Förderperioden ab der För-
derperiode 2007 bis 2013 werden für die Freie Hansestadt
Bremen von der für die Landwirtschaft zuständigen ober-
sten Landesbehörde des Landes Niedersachsen im Einver-
nehmen mit den zuständigen Senatsressorts der Freien
Hansestadt Bremen und den mit dieser Aufgabe betrauten
niedersächsischen Dienststellen wahrgenommen. Die Freie
Hansestadt Bremen unterbreitet dem Land Niedersachsen
die inhaltlichen Vorschläge für die Maßnahmen im Rahmen
des EU-Fonds ELER für das Gebiet des Landes Bremen. Die
Förderung erfolgt in den jeweiligen EU-Förderperioden auf der
Grundlage eines gemeinsamen Entwicklungsprogramms bzw.
des GAP-Strategieplans für die Entwicklung des ländlichen
Raumes unter Berücksichtigung länderspezifischer Belange.

(4) Die Freie Hansestadt Bremen stellt dem Land Nieders-
achsen für die Durchführung der Aufgaben nach Artikel 1
Mittel zur Kofinanzierung bzw. Finanzierung für Maßnah-
men auf dem Gebiet der Freien Hansestadt Bremen nach
Maßgabe des jeweiligen Haushaltsplans rechtzeitig zur Ver-
fügung; der finanzielle Ausgleich nach Artikel 16 dieses
Staatsvertrages bleibt davon unberührt.

Artikel 2 

EU-Zahlstelle, Zuständige Behörde 
und Verwaltungsbehörde

(1) EU-Zahlstelle im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 907/
2014 oder einer entsprechenden Nachfolgeverordnung für
die Bereiche der EU-Fonds EGFL und ELER für die Freie

Hansestadt Bremen und das Land Niedersachsen ist die EU-
Zahlstelle des Landes Niedersachsen. Sie führt die Bezeich-
nung „EU-Zahlstelle DE12 Niedersachsen/Bremen/Hamburg“.

(2) Alle für die Bereiche der EU-Fonds EGFL und ELER ab
dem 16. Oktober 2006 vorzunehmenden Zahlungen der Freien
Hansestadt Bremen und des Landes Niedersachsen werden
über die EU-Zahlstelle DE12 Niedersachsen/Bremen/Ham-
burg abgewickelt. Dies gilt auch für die vorzunehmenden
Zahlungen im Bereich der Sonderstützungsmaßnahmen
und der De-minimis-Beihilfen. Die Jahresrechnungen wer-
den für die Freie Hansestadt Bremen und das Land Nieder-
sachsen von der EU-Zahlstelle DE12 Niedersachsen/Bremen/
Hamburg erstellt.

(3) Die Zuständige Behörde des Landes Niedersachsen im
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 oder einer entspre-
chenden Nachfolgeverordnung lässt die EU-Zahlstelle DE12
Niedersachsen/Bremen/Hamburg zu und überprüft die Zu-
lassung.

(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne der Verord-
nung (EU) Nr. 1305/2013 oder einer entsprechenden Nach-
folgeverordnung für den Bereich des EU-Fonds ELER für die
Freie Hansestadt Bremen ist die für den EU-Fonds ELER zu-
ständige Verwaltungsbehörde des Landes Niedersachsen (im
Nachfolgenden „Verwaltungsbehörde“) oder die verantwort-
liche Stelle des Landes Niedersachsen, die mit den entspre-
chenden Aufgaben auf Landesebene zukünftig betraut ist. 

Artikel 3

Finanzkorrekturen der EU (Anlastungen)

(1) Anlastungen durch die EU bis zu dem Zeitpunkt der
zusätzlichen Aufgabenübernahme des Landes Niedersach-
sen für die Freie und Hansestadt Hamburg im Zusammen-
hang mit der Programmierung und Durchführung der För-
derprogramme im Rahmen der EU-Fonds EGFL und ELER
werden von den Ländern gemeinsam getragen, und zwar im
Verhältnis der an die bremischen und niedersächsischen
Begünstigten ausgezahlten Beihilfen. Das Verhältnis wird
aufgrund der aus den angelasteten Haushaltslinien an die
bremischen und niedersächsischen Begünstigten ausgezahl-
ten Beträge ermittelt. Soweit die Anlastungen nach den kon-
kreten Beträgen ermittelt werden, trägt jedes Land seine
Anlastung selbst. Anlastungen, die nach Artikel 104 a Ab-
satz 6 des Grundgesetzes von Bund und Ländern gemeinsam
zu tragen sind, bleiben hiervon unberührt. In Anwendungs-
fällen des Artikels 104 a Absatz 6 des Grundgesetzes ermit-
telt die EU-Zahlstelle DE12 Niedersachsen/Bremen/Hamburg
die von niedersächsischen, bremischen und hamburgischen
Begünstigten erhaltenen Mittel getrennt je Land und jedes
Land trägt die Finanzkorrekturen wie gemäß Artikel 104 a
Absatz 6 des Grundgesetzes vorgesehen. 

(2) Anlastungen durch die EU ab dem Zeitpunkt der Auf-
gabenübernahme des Landes Niedersachsen für die Freie
und Hansestadt Hamburg im Zusammenhang mit der Pro-
grammierung und Durchführung der Förderprogramme im
Rahmen der EU-Fonds EGFL und ELER werden von den
Ländern gemeinsam getragen, und zwar im Verhältnis der
an die bremischen, hamburgischen und niedersächsischen
Begünstigten ausgezahlten Beihilfen. Das Verhältnis wird auf-
grund der aus den angelasteten Haushaltslinien an die bre-
mischen, hamburgischen und niedersächsischen Begünstig-
ten jeweils ausgezahlten Beträge ermittelt. Soweit die Anlas-
tungen nach den konkreten Beträgen ermittelt werden, trägt
jedes Land seine Anlastung selbst. Anlastungen, die nach
Artikel 104 a Absatz 6 des Grundgesetzes von Bund und
Ländern gemeinsam zu tragen sind, bleiben hiervon unbe-
rührt. In Anwendungsfällen des Artikels 104 a Absatz 6 des
Grundgesetzes ermittelt die EU-Zahlstelle DE12 Niedersach-
sen/Bremen/Hamburg die erhaltenen Mittel getrennt je Land
und jedes Land trägt die Finanzkorrekturen wie gemäß Arti-
kel 104 a Absatz 6 des Grundgesetzes vorgesehen.

(3) Anlastungen, die für den Zeitraum des EU-Haushalts-
jahres 2006 und früher von der Freien Hansestadt Bremen
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oder dem Land Niedersachsen zu zahlen sind, sind finanzi-
ell entsprechend dem Verursacherprinzip entweder von der
Freien Hansestadt Bremen oder dem Land Niedersachsen zu
übernehmen.

Artikel 4

Verpflichtungen im Bereich des ELER

Für die Einhaltung von Verpflichtungen im Bereich des
EU-Fonds ELER, die im Entwicklungsprogramm für die Ent-
wicklung des ländlichen Raumes bzw. im GAP-Strategieplan
festgeschrieben sind (z. B. der Evaluierung, Monitoring, Jah-
resberichte, Finanzierungsplan etc.) sowie das Stellen von
Änderungsanträgen ist die Verwaltungsbehörde im Sinne
der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 oder eine durch ent-
sprechende Nachfolgeverordnung für den Bereich des EU-
Fonds ELER bestimmte Stelle die verantwortliche Stelle.

Artikel 5

Kontrollen zur Einhaltung von Cross-Compliance, 
der Grundanforderungen an die Betriebsführung 
und der Standards für die Erhaltung von Flächen 

in einem guten landwirtschaftlichen und 
ökologischen Zustand 

(1) Die Durchführung der von der Europäischen Kommis-
sion geforderten Vor-Ort-Kontrollen einschließlich der Aus-
wahl der Kontrollstrichproben sowie der Berichterstattung
zur Umsetzung von Cross Compliance-Vorschriften erfolgt
für die bremischen Begünstigten durch die jeweils zuständi-
gen niedersächsischen Behörden einschließlich der Land-
wirtschaftskammer Niedersachsen, soweit diesbezüglich keine
anderen Regelungen getroffen worden sind. Zentrale An-
sprech- und Koordinierungsstelle ist die EU-Zahlstelle DE12
Niedersachsen/Bremen/Hamburg.

(2) Die Aufgaben der zuständigen Kontrollbehörde nach den
Artikeln 67 und 68 der Verordnung (EU) Nr. 809/2014 der
Kommission (Cross Compliance) oder einer entsprechenden
Nachfolgeverordnung (Durchführung der „systematischen“
Kontrollen) werden bei den bremischen Begünstigten hin-
sichtlich der Grundanforderungen an die Betriebsführung
(GAB) und Standards für die Erhaltung von Flächen in ei-
nem guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand
(GLÖZ) nach den Artikeln 93 und 94 in Verbindung mit An-
hang II der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 oder einer ent-
sprechenden Nachfolgeverordnung in Bezug auf Lebensmit-
telsicherheit und zum Tierschutz von den bremischen Be-
hörden, im Übrigen von den niedersächsischen Behörden,
wahrgenommen.

(3) Anlassbezogene Kontrollen hinsichtlich der Grundan-
forderungen an die Betriebsführung (GAB) und Standards
für die Erhaltung von Flächen in einem guten landwirt-
schaftlichen und ökologischen Zustand (GLÖZ) nach den
Artikeln 93 und 94 in Verbindung mit Anhang II der Verord-
nung (EU) Nr. 1306/2013 oder einer entsprechenden Nach-
folgeverordnung werden für die bremischen Begünstigten
weiterhin allein von den in der Freien Hansestadt Bremen
zuständigen Behörden wahrgenommen, soweit nicht davon
abweichende Regelungen getroffen werden. Sofern eine dafür
zuständige Behörde in der Freien Hansestadt Bremen nicht
existiert, werden diese anlassbezogenen Kontrollen von der für
niedersächsische Begünstigte zuständigen Behörde durchge-
führt. Näheres wird durch Verwaltungsvereinbarung geregelt.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Regelungen

Artikel 6

Delegation innerhalb des Landes Niedersachsen

(1) Das Land Niedersachsen ist berechtigt, durch Verord-
nung in Abstimmung mit der Freien Hansestadt Bremen die
mit diesem Staatsvertrag für das Land Bremen übernomme-

nen Aufgaben auf niedersächsische Behörden zu übertra-
gen. Die Übertragung von Aufgaben an niedersächsische
Behörden der unmittelbaren Landesverwaltung kann durch
Verwaltungsvereinbarung oder Erlass erfolgen.

(2) Zur Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben werden
das Land Niedersachsen einschließlich der zuständigen nie-
dersächsischen Behörden von der Freien Hansestadt Bre-
men ermächtigt, jegliche Rechte und Ansprüche im
Zusammenhang mit den übertragenen Aufgaben einschließ-
lich einer eventuell erforderlichen Prozessführung im eige-
nen Namen geltend zu machen.

(3) Die EU-Zahlstellenfunktion Bewilligung und Kontrolle
der Zahlungen wird der Landwirtschaftskammer Nieder-
sachsen in Bezug auf die mit diesem Staatsvertrag übertrage-
nen Aufgaben, die der Landwirtschaftskammer Niedersach-
sen für niedersächsische Antragstellende übertragen sind, auch
für Antragstellende aus der Freien Hansestadt Bremen über-
tragen. Sobald das Land Niedersachsen in Bezug auf die mit
diesem Staatsvertrag übertragenen Aufgaben von seiner Be-
fugnis nach Absatz 1 Gebrauch gemacht hat, wird damit die
Regelung des Satzes 1 ersetzt.

(4) Die Aufgabengebiete Antragsbearbeitung, Verwaltungs-
und Vor-Ort-Kontrollen sowie Bewilligung für die Förder-
maßnahmen Erschwernisausgleich Grünland, Gesundheit und
Robustheit landwirtschaftlicher Nutztiere sowie für die För-
dermaßnahmen gemäß der Förderrichtlinie Bienenzuchter-
zeugnisse und der Richtlinie Weideprämie werden der
Landwirtschaftskammer Niedersachsen auch für die Antrag-
stellenden aus der Freien Hansestadt Bremen übertragen.
Sobald das Land Niedersachsen in Bezug auf die mit diesem
Staatsvertrag übertragenen Aufgaben von seiner Befugnis
nach Absatz 1 Gebrauch gemacht hat, wird damit die Rege-
lung des Satzes 1 ersetzt.

Artikel 7

Amtshandlungen

Die Bediensteten der Behörden des Landes Niedersachsen
sind berechtigt, zur Wahrnehmung der mit diesem Staats-
vertrag auf das Land Niedersachsen übertragenen Aufgaben
Amtshandlungen in der Freien Hansestadt Bremen vorzu-
nehmen.

Artikel 8

Recht, Vertretung und Verfahren

(1) Für die Durchführung der im Rahmen dieses Staatsver-
trages übertragenen Aufgaben gilt das Recht des Landes Nie-
dersachsen, soweit nicht EU-Vorschriften oder Bundesrecht
vorgeht. Dies gilt auch für die Regelungen des § 80 des Nie-
dersächsischen Justizgesetzes über das Vorverfahren.

(2) Die Vertretung der Freien Hansestadt Bremen durch
das Land Niedersachsen einschließlich der zuständigen nie-
dersächsischen Behörden wird durch Verwaltungsvereinba-
rung gemäß Artikel 13 geregelt.

Artikel 9

Länderübergreifende Zusammenarbeit

Die Behörden der vertragsschließenden Länder sind zur
gegenseitigen Unterstützung bei der Durchführung dieses
Staatsvertrages verpflichtet. Die Unterstützung beinhaltet
für die gemäß Artikel 1 übertragenen Aufgaben die jederzei-
tige Erteilung von Auskünften, die gegenseitige Unterrich-
tung, die Übermittlung von Erkenntnissen sowie die Erhe-
bung, Aufbereitung und Bereitstellung statistischer Daten.

Artikel 10

Datenschutz 

(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch
niedersächsische Behörden gilt das Recht des Landes Nie-
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dersachsen, soweit nicht Bundesrecht oder EU-Vorschriften
anzuwenden ist.

(2) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz
Niedersachsen überwacht mit der oder dem Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz im Land Bremen die Einhaltung
der Bestimmungen zum Datenschutz.

Artikel 11 

Haushalt

Die vertragsschließenden Länder verpflichten sich, jeweils
rechtzeitig die Haushaltsvoraussetzungen für die Durchfüh-
rung dieses Staatsvertrages zu schaffen. Die für das jeweilige
Land zur Verfügung gestellten EU- und Bundesmittel stehen
grundsätzlich nur für Maßnahmen in diesem Land zur Ver-
fügung. Soll ein Einsatz von Finanzmitteln (EU- und/oder
Bundesmittel) in dem jeweils anderen Land erfolgen, so muss
dieses im Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Minis-
terien und Senatsverwaltungen der betroffenen Länder erfolgen.

Artikel 12

Finanzkontrolle

(1) Die Zuständige Behörde des Landes Niedersachsen be-
nennt die Bescheinigende Stelle nach der Verordnung (EU)
Nr. 908/2014 oder einer entsprechenden Nachfolgeverord-
nung.

(2) Die Rechnungshöfe der vertragsschließenden Länder
sind berechtigt, die Haushalts- und Wirtschaftsführung der
zuständigen Behörden im Rahmen der Durchführung dieses
Staatsvertrages zu prüfen. Sie sollen Prüfvereinbarungen auf
der Grundlage der Landeshaushaltsordnungen treffen. 

Artikel 13

Verwaltungsvereinbarung zum Staatsvertrag

Die für die Durchführung zuständigen Ministerien und
Senatsverwaltungen der vertragsschließenden Länder regeln
nähere Einzelheiten zu diesem Staatsvertrag durch eine Ver-
waltungsvereinbarung oder gemeinsame Runderlasse. Arti-
kel 6 bleibt hiervon unberührt. 

Artikel 14

Fortentwicklung des Staatsvertrages

Die vertragsschließenden Länder verpflichten sich, insbe-
sondere im Hinblick auf die Fortentwicklung des einschlägi-
gen Bundes- und EU-Rechts, erforderliche Änderungen die-
ses Staatsvertrages herbeizuführen. 

Artikel 15

Regelung für Altfälle

Ab dem EU-Haushaltsjahr 2008 (beginnend mit dem 16. Ok-
tober 2007) liegt die alleinige Zuständigkeit auch für noch
nicht abgeschlossene Altfälle beim Land Niedersachsen. Dies
gilt auch für Altfälle, die aufgrund bestehender Verpflich-
tungen, Widersprüche und Klagen noch nicht abgeschlossen
sind oder die aufgrund aktueller Kontrollergebnisse oder Ge-
richtsentscheidungen auch für Vorjahre neu zu bewerten
sind. Die Freie Hansestadt Bremen verpflichtet sich, die Alt-
fälle den zuständigen Behörden in geeigneter Art und Weise
zur Verfügung zu stellen, sodass eine rechtskonforme Wei-
terbearbeitung der Altfälle durch die übernehmende Behör-
de gewährleistet ist. 

Artikel 16

Finanzieller Ausgleich

(1) Die Freie Hansestadt Bremen zahlt an das Land Nie-
dersachsen jährlich zum 16. Oktober eines Jahres einen fi-
nanziellen Ausgleich für den Aufwand infolge der Übernahme

von Aufgaben im Rahmen des Zahlstellenverfahrens (Zahl-
stellenaufgaben) und von Aufgaben im Rahmen nationaler
Fördermaßnahmen gemäß Artikel 1 Absatz 1 dieses Staats-
vertrages. Unter den entstandenen Aufwand fallen auch Kos-
ten für externe Dienstleistungen. 

(2) Die Freie Hansestadt Bremen beteiligt sich des Weite-
ren zu einem Drittel an den externen Dienstleistungen für
die EU-seitig vorgegebene Bewertung des PFEIL-Entwick-
lungsprogramms einschließlich der Ex-post-Evaluierung.
Weitere Dienstleistungen werden nach vereinbarten Kosten-
regelungen beglichen. 

(3) Für die Förderperioden ab 2023 wird der Anteil der
Technischen Hilfe für die Freie Hansestadt Bremen nach Er-
stattung durch die Europäische Kommission berücksichtigt.
Näheres bezüglich der Höhe des finanziellen Ausgleichs
und der Regelung zur Berücksichtigung der Technischen
Hilfe wird durch die Verwaltungsvereinbarung gemäß Arti-
kel 13 geregelt. Die Höhe des vereinbarten finanziellen Aus-
gleichs soll bei Bedarf überprüft und gegebenenfalls ein-
vernehmlich durch Änderung in der Verwaltungsvereinba-
rung gemäß Artikel 13 neu festgelegt werden.

(4) Sind über die aktuellen Fördermaßnahmen hinaus
neue Fördermaßnahmen, Sonderstützungsmaßnahmen oder
De-minimis-Beihilfen von niedersächsischen Behörden ab-
zuwickeln, die einen deutlich erhöhten, zusätzlichen Perso-
nalaufwand nach sich ziehen, so wird über den finanziellen
Ausgleich hinaus für die betreffenden Jahre ein zusätzlicher
Betrag vereinbart und in der Verwaltungsvereinbarung ge-
mäß Artikel 13 festgelegt. Entstehen dem Land Niedersach-
sen zusätzliche Kosten für Fördermaßnahmen, die nur in
der Freien Hansestadt Bremen angeboten werden, oder we-
gen abweichender Regelungen, die im Zusammenhang mit
der Freien Hansestadt Bremen erforderlich sind, so sind die-
se dem Land Niedersachsen in voller Höhe entsprechend
dem tatsächlichen Aufwand zu erstatten

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschriften

Artikel 17

Geltungsdauer, Kündigung und salvatorische Klausel

(1) Dieser Staatsvertrag ersetzt den Staatsvertrag vom
9./30. Juli 2018. Der Staatsvertrag gilt bis zum 31. Dezember
2027 und verlängert sich automatisch jeweils um die Lauf-
zeit einer neuen EU-Förderperiode einschließlich Abrech-
nungsfrist.

(2) Eine Kündigung vor Ablauf der Förderperiode ist auf-
grund der mit der Programmgenehmigung durch die Euro-
päische Kommission festgelegten Zuständigkeiten nur im
Benehmen mit der Europäischen Kommission möglich. 

(3) Eine Kündigung kann nur schriftlich zum Ende eines
EU-Haushaltsjahres mit einer Frist von zwei Jahren erfolgen.

(4) Über die Förderperiode hinaus erforderliche Ex-post-
Kontrollen werden durch Niedersachsen nur solange durch-
geführt, wie ein wirksamer Staatsvertrag zwischen Bremen
und Niedersachsen besteht.

(5) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Staatsvertrages
unwirksam sein oder werden, so berührt dies die Gültigkeit
der übrigen Bestimmungen dieses Staatsvertrages nicht. Die
Parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch
neue Bestimmungen zu ersetzen, die den Regelungszielen
der unwirksamen Bestimmungen in rechtlich zulässiger
Weise gerecht werden. Entsprechendes gilt für im Staatsver-
trag enthaltene Regelungslücken. Zur Behebung enthaltener
Regelungslücken verpflichten sich die Parteien, auf eine Art
und Weise hinzuwirken, die dem am nächsten kommt, was
die Parteien nach dem Sinn und Zweck des Staatsvertrages
bestimmt hätten. 
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Artikel 18

Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifizierung durch
beide Länderparlamente und tritt nach dem Austausch der
Ratifikationsurkunden mit Wirkung vom 1. Februar 2022 in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt der Staatsvertrag zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen im Bereich
der beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds für die
Landwirtschaft (EGFL) und Europäischer Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) so-
wie nationaler Fördermaßnahmen vom 9./30. Juli 2018 außer
Kraft. 

Bremen, den 15.02.2022

Für die Freie Hansestadt Bremen 

Hannover, den 01.02.2022 

Für das Land Niedersachsen

M. S c h a e f e r Barbara O t t e - K i n a s t

Die Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, 
Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau

Niedersächsische Landwirtschaftsministerin
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Ve r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Ausbildung 

und Prüfung für bestimmte Fachbereiche 
in der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 
der Fachrichtung Technische Dienste 

Vom 17. Mai 2022

Aufgrund des § 26 Nrn. 6 und 7 des Niedersächsischen
Beamtengesetzes vom 25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. März 2022
(Nds. GVBl. S. 218), wird im Benehmen mit dem Ministeri-
um für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung und
dem Ministerium für Inneres und Sport verordnet:

Artikel 1

§ 26 Abs.1 der Verordnung über die Ausbildung und Prü-
fung für bestimmte Fachbereiche in der Laufbahn der Lauf-
bahngruppe 2 der Fachrichtung Technische Dienste vom
12. Februar 2013 (Nds. GVBl. S. 52), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 21. April 2021 (Nds. GVBl. S. 252), wird
wie folgt geändert:

1. In Satz 1 werden nach dem Wort „Zeitstunden“ ein Semi-
kolon und die Worte „die Arbeiten sind an vier aufeinan-
der folgenden Werktagen anzufertigen“ eingefügt.

2. Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Mindestens eine Arbeit ist aus dem Prüfungsgebiet ‚All-
gemeine Rechts- und Verwaltungsgrundlagen‘ oder ‚Füh-
rungsaufgaben und Wirtschaftlichkeit‘ zu wählen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 17. Mai 2022

Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres und Sport

P i s t o r i u s

Minister

Niedersächsisches Finanzministerium

H i l b e r s

Minister

Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz

L i e s

Minister

Niedersächsisches Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit, Verkehr und Digitalisierung

A l t h u s m a n n

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Allgemeinen Durchführungsverordnung

zur Niedersächsischen Bauordnung 
und der Garagen- und Stellplatzverordnung*)

Vom 18. Mai 2022

Aufgrund des § 82 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 der Niedersächsi-
schen Bauordnung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Novem-
ber 2021 (Nds. GVBl. S. 739), wird verordnet:

Artikel 1

Änderung der Allgemeinen Durchführungsverordnung 
zur Niedersächsischen Bauordnung

Die Allgemeine Durchführungsverordnung zur Niedersäch-
sischen Bauordnung vom 26. September 2012 (Nds. GVBl.
S. 382), zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. Septem-
ber 2019 (Nds. GVBl. S. 277), wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Hinterlüftete Bekleidungen von Außenwänden
mit Ausnahme der Dämmstoffe dürfen abwei-
chend von Satz 1 auch aus normalentflammba-
ren Baustoffen bestehen, wenn sie den Anfor-
derungen der Technischen Baubestimmungen
nach § 83 NBauO entsprechen; § 83 Abs. 1 Satz 3
NBauO findet keine Anwendung.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 3 bis 5.

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und wie folgt
geändert:

Die Verweisung „Sätze 1 bis 4“ wird durch die
Verweisung „Sätze 1, 4 und 5“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird die Angabe „Sätze 2
und 5“ durch die Angabe „Sätze 3 und 6“ ersetzt.

2. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird gestrichen.

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) Absatz 1 gilt nicht

1. für Decken im Dachraum, über denen Aufenthalts-
räume nicht möglich sind,

2. für oberste Decken in Gebäuden ohne Aufenthalts-
räume und

3. für Balkone, die nicht als Rettungsweg dienen;

§ 7 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt
geändert:

Die Verweisung „Absätzen 1 und 2“ wird durch die
Verweisung „Absätzen 1 und 3“ ersetzt.

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie folgt
geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung „Absatz 3“ durch
die Verweisung „Absatz 4“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung „Absatz 1 oder 2“
durch die Verweisung „Absatz 1 oder 3“ ersetzt.

*) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über
ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vor-
schriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsge-
sellschaft (ABl. EU Nr. L 241 S. 1) sind beachtet worden.

3. § 11 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt ge-
ändert:

In Nummer 2 werden die Worte „Solarenergieanlagen
und Sonnenkollektoren in oder“ durch die Worte
„Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung aus sola-
rer Strahlungsenergie, die nicht unter Satz 2 fallen,“
ersetzt.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„²Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung aus so-
larer Strahlungsenergie, deren Außenseiten und Un-
terkonstruktion aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen, und solarthermische Anlagen müssen von
einer Brandwand und einer Wand nach § 8 Abs. 2
Satz 2 oder 3 mindestens 50 cm entfernt sein.“

4. Dem § 14 Abs. 2 wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Die Sätze 1 und 3 gelten nicht für Treppen in Wohnun-
gen, wenn ein notwendiger Treppenraum nicht erforder-
lich ist.“

5. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „Satz 3“ durch
die Angabe „Satz 2“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „der Gebäude-
klasse 5“ durch die Worte „mit einer Höhe im Sinne
des § 2 Abs. 3 Satz 3 NBauO von mehr als 13 m“ er-
setzt.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird im einleitenden Satzteil die An-
gabe „Satz 3“ durch die Angabe „Satz 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Satz 4“ durch die
Angabe „Satz 5“ ersetzt.

d) In Absatz 6 werden nach dem Wort „Treppenräume“
die Worte „ohne Fenster“ eingefügt.

6. In § 17 Abs. 6 Satz 2 wird die Angabe „Satz 4“ durch die
Angabe „Satz 5“ ersetzt.

7. In § 20 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „0,90 m breit
und 1,20 m hoch“ durch die Angabe „0,90 m x 1,20 m“
ersetzt.

8. § 21 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 wird die Angabe „Abs. 4“
durch die Angabe „Abs. 5“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe
„1,10 m x 2,00 m“ durch die Angabe „1,10 m x 2,10 m“
ersetzt.

9. § 27 erhält folgende Fassung:

„§ 27

Toiletten

(zu § 45 NBauO)

1Mindestens eine der nach § 45 Abs. 1 Satz 2 NBauO
erforderlichen Toiletten muss in einem von anderen
Räumen vollständig baulich abgeschlossenen Raum mit
Waschbecken angeordnet und so gekennzeichnet sein,
dass er von Frauen und Männern und von Personen, die
sich weder dem weiblichen noch dem männlichen Ge-
schlecht zuordnen, genutzt werden darf. 2Auf den Toi-
lettenraum nach Satz 1 darf ein nach § 49 Abs. 2 Satz 2
NBauO erforderlicher Toilettenraum nicht angerechnet
werden.“
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10. § 33 erhält folgende Fassung:

„§ 33 

Übergangsvorschrift

Für die vor dem 1. Juni 2022 eingeleiteten Verfahren
ist diese Verordnung in ihrer am 31. Mai 2022 geltenden
Fassung weiterhin anzuwenden.“

Artikel 2

Änderung der Garagen- und Stellplatzverordnung

In § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 der Garagen- und Stell-
platzverordnung vom 4. September 1989 (Nds. GVBl. S. 327),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 11. Oktober 2012
(Nds. GVBl. S. 401), wird jeweils die Angabe „Abs. 4“ durch
die Angabe „Abs. 5“ ersetzt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2022 in Kraft.

Hannover, den 18. Mai 2022

Niedersächsisches Ministerium 
für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz

L i e s

Minister
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